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7 Erſcheint täglich S
nachmitk. mil Ausna
der Sonn und Treiertage.

Rbonnementspreis
monatlich 60 evtertelſahrlich ſ. 90 nan

pränumer. frei ins Haus.
pPurch die Poſt bezogen

1.66 Mk. exkl. Beſtellgeld.
7

„Yie Reue Welt“(nterhaltungsbeſlage),
durch die Poh nicht veſteh-
bar, koltet monaklich 10 Pf.

vierteljährlich 80 Pfg.
2

Celephon Pr. 1047.
Celegramm-Rdreſſe:

J volkobdlatt Halleſaale. 3 Sozialdemokratiſches Organ

7 ebeträgt für die 6 geſpaltene
petitzeile oder deren Raum

20 pfennig,
für auswärtige Anpeigen

26 pfennig.
Im redakktonellen Ceile

koßtet die Zeile 76 Plennig.
w

Inſerate
für die fällige Bummer

müſſen ſpäteſtens bis vor
mittags halb (0 Khrin der

t n ein.
a

Eingetragen in die

S Poſtreitungslifſte. 3

für Halle und den Saalkreis, die Kreiſe Merſeburg Buerfurtk, Delikſch- Bikkerfeld,
Vaumburg- Weißenfels Zeik, Wittenberg Schweiniß, Torgau- Tiebenwerda, Sangerhauſen Erkarksberga

Expedſtione Harz 42/43. und die Mansfelder Rreile. Redaktion: Harz 42/43.

Der Steuer-Kuhhangdel.
Ueber die Verhandlungen, die am Sonnabend zwiſchen den

Blockführern Dietrich, v. Gamp, Weber und Wie-
mer ſtattfanden, iſt noch keine zuverläſſige Nachricht in die
Oeffentlichkeit gedrungen, doch iſt nach der ganzen Sachlage
klar, daß ſich die Liberalen bereits vollſtändig auf dem Rück-
zug befinden. Wenn der Liberalismus wäre, was er ſein will,
müßten ſich die Verhandlungen zwiſchen der Rechten und der
bürgerlichen Linken auf einen einzigen Punkt beſchränken,
der ſehr raſch zu erledigen iſt. Die Liberalen hätten weiter
nichts zu tun, als an die Konſervativen die wiederholte Frage
zu richten, ob ſie bereit ſeien, die Nachlaßſtener oder eine
direkte Reichsſteuer auf das Vermögen zuzugeſtehen. Sind
die Konſervativen zu einem ſolchen Zugeſtändnis nicht bereit

und ſie ſind es natürlich nicht dann bliebe den Liberalen,
wenn ſie nicht wortbrüchig werden wollen, nichts anderes
übrig als zu erklären, daß damit ihr Jntereſſe am Zuſtande-
kommen der Reichsfinanzreform erloſchen ſei.

Daß die Konſervativen die von der Regierung vorge-
ſchlagene Nachlaßſteuer auch in den geheimen Verhandlungen
nicht zugeſtehen und noch weniger bereit ſind, ſich auf eine
Reichsvermögensſteuer einzulaſſen, liegt auf der flachen Hand.
Wenn die Nationalliberalen und Freiſinnigen trotzdem die
Verhandlungen tagelang fortſetzen, ſo iſt es klar, daß es ſich
für ſie nur noch darum handelt, ein Angebot an die Konſer-
vativen zu formulieren, das dieſen noch vorteilhafter iſt als
das des Zentrums. Nach der Deutſchen Tageszeitung“ ſcheint
ihnen das auch ſchon gelungen zu ſein, denn das Organ der
Agrarier weiß zu melden, daß eine neue Verſtändigung im
Block nähergerückt ſei.

Hat die „Kreuzzeitung“ recht, ſo iſt dieſe Verſtändigung nun
allerdings auf keiner andern Grundlage zu erwarten, als auf
jener der GampHeroldſchen Vorſchläge. Dieſe ſollen ent-
ſprechend den Wünſchen der Liberalen „verbeſſert“ und dann
mit Hura von allen bürgerlichen Parteien angenommen
werden. Die Liberalen bekommen die Erlaubnis, mitmachen
zu dürfen, wenn ſie verſprechen, dann auch bei der Beratung
der neuen Branntweinliebesgaben recht artig zu ſein. So
oder nicht viel anders ſieht in der Praxis der freiſinnige
Bürgerſtolz aus, an den nach Herrn Doves pathetiſcher Ver-
ſicherung das Junkergefühl der Konſervativen nicht heran-
reicht.

Fürſt Bülow, die Parteien und die Regierungen.
Seit Donnerstag iſt Fürſt Bülow wieder in Aktion getreten.

Am Donnerstag erſchien er im Reichstag, veranlaßte die
Unterbrechung der Kommiſſionsberatungen und lud die Block-
führer für Freitag in ſein Palais. Nach dem „Berliner
Tageblatt“ ſoll er dort gleich zu Anfang erklärt haben, daß
er an der Nachlaßſteuer in der von den Regierungen vorge-
ſchlagenen Form nicht weiter feſthalte. Statt nun, was das
einzig Würdige geweſen wäre, den Hut zu nehmen und nach
Hauſe zu gehen, blieben die Liberalen ruhig weiter und
ſchacherten mit den Konſervativen um den Kaffeezoll und
weitere „kleinere Steuern“. Bülow weiß, was er ſeinen
Leuten bieten darf.

Nach dem „Matin“ ſoll der Reichskanzler bei dieſer Ge
legenheit eine Rede gehalten haben, in der er die Lage am
Balkan mit einem Pulverfaß verglich, neben dem die bren-
nende Lunte liege, und es als eine patriotiſche Pflicht be-
zeichnete, angeſichts dieſer auswärtigen Lage dem gefähr-
lichen Zuſtand im Jnnern ein Ende zu machen. Das offiziöſe
Telegraphenbureau erklärt, dieſe Meldung ſei vollſtändig er-
funden. Für dieſen Fall kann man dem „Matin“ nur gratu-
lieren zu dem ausgezeichneten Erfinder, den er in Berlin be-
ſchäftigt. Denn die Rede, die er dem Reichskanzler halten
läßt, klingt, als hätte der Reichskanzler ſie ſelber auf die
Platte geſprochen, ſo deutlich ſind Stimme und Tonfall der
Rhetorik wieder zu erkennen. Es iſt der wohlbekante plumpe
Trick, mit dem Fürſt Bülow immer arbeitet, wenn ſeine
Reichskanzlerſchaft durch innere Schwierigkeiten gefährdet iſt.
Und wenn das offiziöſe Telegraphenbureau recht hat, wenn
Bülow die im „Matin“ veröffentlichte Rede noch nicht ge-
halten hat, dann wird er ſie noch halten, vielleicht auf dem

parlamentariſchen Diner, das am Montag abend bei ihm
ſtattfindet. Das „parlamentariſche Diner“ iſt nämlich das
zweite Mittel, das einem deutſchen Reichskanzler in allen
ſchwierigen Lebenslagen immer wieder hilft. Es wird ein
Leichenſchmaus für die eben begrabene Naclf aßſteuer wer-
den, und deshalb ſind diesmal auch zum erſtenmal wie-
der ſeit den Hottentottenwahlen Vertreter des Zentrums
mit zu Tiſche geladen. Zwiſchen Fiſch und Braten wird das
deutſche Volk betrogen!

Die Vertreter einiger bundesſtaatlichen Regierungen, die
zu den Beratungen über die Reichsfinanzreform nach Berlin
kamen, ſollen einigermaßen erſtaunt darüber geweſen ſein,
wie vergnügt es ſich in Berlin regieren läßt, und namentlich
ſoll ihnen die Art, wie Bülow die Nachlaßſteuer ohne weiteres
preisgab, wenig gefallen haben. Nach dem „Berl. Tagebl.“
ſollen ſogar die Finanzminiſter von Bayern und Württemberg
ihrer Verſtimmung über die Behandlung der Reichsfinanz-
reform durch den Reichskanzler offen Ausdruck gegeben haben
Dieſe Nachricht gehört zu jenen, die umſo gewiſſer dementiert
werden, je richtiger ſie ſein mögen. Die ſüddeutſchen Re

wieder auf den Straßen demonſtrieren.

gierungen werden ſich aber davon überzeugen müſſen, daß
gegen die oſtelbiſchen Junker nichts auszurichten iſt, wenn man
keine beſſeren Bundesgenoſſen hat als den Reichskanzler und
den ihm ergebenen bürgerlichen Liberalismus

Die einzige Möglichkeit.
Es gibt nur eine Möglichkelt: Erhöhung der indirek-

ten Steuern. Wenn nur zehn Mark Erhöhung auf den Kopf
der Bevölkerung eintritt, dann haben wir ſchon 600 Milliv-
nen Mark. Dabei dürfen wir keinen Reſpekt vor der Pfeife
des kleinen Mannes und keine allzugroße Angſt vor der So-
zialdemokratie haben. Haben Sie ſchon die Pfeife des klei-
nen Mannes geſehen? (Zuruf: „Zigarettel Jmporten!“)

So ſprach das bekannte Herrenhausmitglied Herr v. Burgs-
dorff, der bei anderer Gelegenheit die engbrüſtige, ſchmal-
wangige Erſcheinung ſo vieler Bergarbeiter auf geſchlechtliche
Ausſchweifungen zurückführte, zur Belehrung des Prof. Ad.
Wagner in der berüchtigten Verſammlung der Steuer und
Wirtſchaftsreformer. Herr v. Burgsdorff wird ſeitdem die
beruhigende Zuverſicht gewonnen haben, daß die Reichsfinanz-
reform ganz nach ſeinem Rezept gemacht werden wird. Fällt
nämlich die Nachlaßſteuer und ſie iſt ſchon gefallen dann
werden die indirekten Steuern, die den breiten Maſſen auf-
erlegt werden, nicht bloß jetzt um 5 bis 6 Mark pro Kopf ge
ſteigert werden, ſondern man wird auch bei künftigem Finanz-
bedarf des Reiches auf den Maſſenverbrauch zurückgreifen, ſo
daß das Jdeal des Herrn v. Burgsdorff zehn Mark mehr
pro Kopf in abſehbarer Zeit erreicht werden dürfte. Heute
betragen die Laſten an Zöllen und indirekten Steuern, die
das deutſche Volk zu tragen hat, nach ſorgfältiger Berechnung
etwa 39 Mark pro Kopf, nach der Finangzreform ſollen ſie
44 bis 45 Mark pro Kopf betrßen.

So wollen es die Junker, und dazu helfen ſie alle mit,
Zentrumsleute und Liberale!

Der Etat des Polizeiminiſters.
Jm preußiſchen Dreiklaſſenhauſe übte am

Sonnabend Genoſſe Hirſch bei der zweiten Leſung des
Etats des Miniſteriums des Jnnern eine ver-
nichtende Kritik an der inneren Politik Preußens. Er ging,
wie das bei einem Sozialdemokraten ſelbſtverſtändlich iſt, aus
von der Bekämpfung des Dreiklaſſenwahlrechts und der Ueber-
tragung des Reichstagswahlrechts auf Preußen. Für dieſes
Ziel tritt die Sozialdemokratie mit der größten Entſchieden-
heit ein und wird, wenn ſie es für nötig hält, dafür auch

Die Warnungen frei-
ſinniger Angſtmeier und die junkerlichen Drohungen mit dem
Militär können uns nicht abhalten, von dieſem Mittel Ge-
brauch zu machen. Die Verantwortung für vorgekommene
Ausſchreitungen lehnte Genoſſe Hirſch ab und ſchob ſie dem
Treiben der Polizeiſpitzel zu. Damit öffnete ſich unſerm Red-
ner ein weites Gebiet, deſſen eingehende Behandlung zwar
unangenehm, aber ſehr nötig war. Der „Vo wärts“ hat in
den letzten Jahren über ſo zahlreiche Entlarvungen Berliner
Kriminalbeamter durch unſere Genoſſen berichten können, daß
es wundernehmen muß, wie ſich immer noch ſo viel Ele-
mente für dieſen ſchmutzigen Beruf finden können. Genoſſe
Hirſch ließ eine ganze Galerie Revue paſſieren und bereitete
dem Hauſe mit kleinen Anekdoten aus dem Leben dieſer
Ehrenmänner einen Polizeiſchmaus. Auch die Sozialdemokra-
tie hat keine Veranlaſſung, die Spitzel ſonderlich zu fürchten.
Denn einmal haben wir keine Geheimniſſe, und dann laſſen
wir uns zu Provokationen von dieſen Leuten nicht hinreißen.
Trotzdem war es ein guter Einfall unſeres Redners, gerade
dieſe Kreaturen dem Prügelfreund Stroſſer als Verſuchsob-
jekte zu überweiſen, wenn wir auch nicht annehmen, daß die
Prügelſtrafe beſſernd wirken wird.

Dann vertrat unſer Genoſſe die beiden von unſerer Partei
geſtellten Anträge, von denen der eine eine grundlegende Re-
form der Städteordnung und vor allem die Einführung des
gleichen Wahlrechts für Männer und Frauen für die Wahlen
zu den Gemeindekörperſchaften verlangt und der andere die
Ausübung politiſcher Rechte unabhängig machen will von dem
Bezug von Armenunterſtützung. Einen breiten Raum bei die-
ſen Ausführungen nahm die Bekämpfung des Hausbeſitzer
privilegs in Anſpruch. Mit ſchlagenden Beiſpielen wies Hirſch
vor allem für die Großſtädte nach, wie ſchädlich, ja gemein-
gefährlich die Hausbeſitzer in den Stadtverordneten-Verſemm-
lungen wirken, indem ſie jede geſunde Boden- und Woh-
nungspolitik verhindern. Und dieſer Uebermacht der Haus-
agrarier ſteht die große Maſſe der Arbeiter gegenüber, die,
nahezu rechtlos, nur wenige Vertreter auf das Rathaus ſchicken
können. Wie aber die Tätigkeit dieſer wenigen ſozialdemokra-
tiſchen Stadtverordneten gewürdigt wird, das konnte unſer
Redner durch viele Zitate von politiſchen Gegnern der Sozial-
demokratie nachweiſen. Die polizeilichen Ueberariffe gegen ſo-
zialdemokratiſche Verſammlungen und den Leg'timationszwong
für die ausländiſchen Arbeiter brandmorkte Hirſch mit ſcharfen
Worten. Den Schluß ſeiner erſchö fenden Rede bildete ein
Ausblick auf die freiheitliche Entwickelung der vreußiſchen Ver-
waoltung, wie wir ſie uns denken Natürlich iſt dieſe Ent-
wi*elung nur möglich bei einem gleichen Wehlrecht. und ſo
kam ganz logiſch Hirſch auch hier zu der Fordernna, die er
zuerſt aufgeſtellt hatte: Beſeitigung des jetzigen Wahlunrechts.

Jm übrigen brachte die Debatte einen bemerkenswert ſchar-
fen Vorſtoß des Konſervativen Heddebrand von der
Laſa gegen den Miniſter. Der Regierungspräſident von
Schleswig iſt bekanntlich wegen ſeiner Ungeſchicklichkeiten im
Fall Schücking in dauernden Urlaub geſchickt und in der offi
ziöſen „Kölniſchen Zeitung' war damals geſagt worden, das
ſei geſchehen, um den Freiſinn zu beruhigen. Gegen dieſe
freiſinnige Nebenregierung fand der konſervative Redner auf-
fallend ſcharfe Worte und verglich es mit der Nebenregierung
des Zentrums vor den Tagen des Blocks. Unglaublich hilf-
los war die Erwiderung des Miniſters. Jm ganzen Hauſe
entſtand Lachen, als er von der Krankheit dieſes Beamten
ſprach. Dabei hat doch der Schleswiger Regierungspräſident
erſt vom Miniſter erfahren, daß er wegen Krankheit auf
Urlaub gehen müſſe. Am Montag geht die Beratung weiter.

Der Rampk der Bergarbeiter.
Am geſtrigen Sonntag fanden in allen Stein und Braun

kohlenbezirken Deutſchlands insgeſamt 65 Bergarbeiterver-
ſammlungen ſtatt, die ſich mit der neuen Berggeſetznovelle der
Regierung und der geplanten Kohlenſteuer beſchäftigten.
Nachfolgende Reſolution wurde in den ſtark beſuchten Ver-
ſammlungen angenommen:

„Die Bergarbeiterverſammlung ſpricht ihr volles Einver-
ſtändnis aus mit den einmütigen Beſchlüſſen des Berg-
arbeiterkongreſſes, welcher vom 1. bis 8. Februar d. J. in
Berlin tagte. Die Verſammlung kann insbeſondere nur in
einer einheitlichen, reichsgeſetzlichen Regelung eines beſſeren
Bergarbeiterſchutzes und des Knappſchaftsweſens den einzig
richtigen Weg zu beſſeren Zuſtänden im Bergarbeiterleben er
blicken.

Die Verſammelten können nur in völlig freigeſtellten, vom
Staate bezahlten, von den Bergarbeitern aus ihrer Mitte
mittels geheimer Wahl gewählten fachkundigen Gruben-
kontrolleuren ein wirkliches Hilfsmittel ſehen, wodurch es
möglich wird, die erſchreckend vielen Unfälle im Bergbau, auf
eine möglichſt geringe Zahl zurückzuführen. Hingegen ſolche
vom Unternehmer abhängige, in Arbeit ſtehende Kontrolleure
(Sicherheitsmänner genannt) können niemals den nötigen
Einfluß gewinnen, um Erſprießliches leiſten zu können, ſo
daß dieſes Syſtem nicht im geringſten den erhofften Erfolg
bringen wird.

Aus dieſer Ueberzeugung heraus erſucht die Verſammlung
den preußiſchen Landtag dringend, die von dem Miniſterium
vorgelegte Berggeſetznovelle vom 8. Februar d. J. abzulehnen
und die preußiſche Regierung zu veranlaſſen, daß ſie im
Bundesrat der vom Reichstag kürzlich einmütig beſchloſſenen
Einführung eines Reichsberggeſetzes endlich zuſtimmt, damit
die Schichtzeit einheitlich auf acht Stunden beſchränkt, die
Grubenkontrolleure in obigem, von den Verſammelten gut-
geheißenen Sinne für das ganze Reich eingeführt, das rigo-
roſe Strafweſen eingeſchränkt und auch das Knappſchafts-
weſen einheitlich geregelt werden.

So wie der gothaiſche Landtag kürzlich einſtimmig be-
ſchloſſen hat, die gothaiſche Regierung ſolle im Bundesrat für
Einführung eines Reichsberggeſetzes ſtimmen, ſollten auch der
preußiſche Landtag und alle anderen Landesparlamente dieſes
Beiſpiel nachahmen. Tun ſie es nicht, und ſtimmt der Bundes-
rat einer einheitlichen Regelung des Bergarbeiterſchutzes wie-
der nicht zu, ſo ſind dieſe Kreiſe allein verantwortlich, wenn
im deutſchen Bergbau die menſchenvernichtenden Mißſtände
fortdauern. Die neueſten Maſſengräber von Grube Reden in
Saarbrücken und Radbod in Weſtfalen ſollten doch endlich alle
Geſetzgeber zu durchgreifenden Maßnahmen zum Schutze der
Bergarbeiter veranlaſſen. Die vorgekommenen 3612 tödlichen
Unfälle im deutſchen Bergbau in den letzten zwei Jahren, ſind
eine Schmach, die das deutſche Anſehen beeinträchtigt.

Das in der genannten preußiſchen Berggeſetznovelle vorge-
ſchlagene Syſtem der Sicherheitsmänner iſt und kann kein
durchgreifendes Heilmittel ſein, ſondern wird ſich als ein
Schlag ins Waſſer erweiſen. Wo es bisher eingeführt wurde
(Saarbrücken und Sachſen) iſt es wirkungslos geblieben.
Die Verſammelten machen es allen Parlamentariern und Poli-
tikern zur Pflicht, ungeſäumt für einheitlichen Bergarbeiter
ſchutz nach den Vorſchlägen der Arbeiter zu ſorgen.“

Gegen die Kohlenſteuer.
„Die Bergarbeiterverſammlung erklärt ſich mit Entſchieden

heit gegen den von agrariſcher Seite gemachten Vorſchlag, zur
Veſeitigung des Reichsfinanzdefizits eine Kohlenſteuer (50
Pfennig pro geförderte Tonne) einzuführen. Wie die Macht-
verhältniſſe in der Bergwerksinduſtrie heute liegen, würden
die ganz außerordentlich ſtark kartellierten und ſyndizierten
Werksbeſitzer ohne Schwierigkeiten entweder durch Herauf-
ſetzung der Kohlen-, Koks- und Brikettpreiſe oder durch Lohn-
reduzierung die Kohlenſteuer auf die Konſumenten oder auf
die ſchon jetzt mit Lohnkürzungen, Feierſchichten und Ent-
laſſungen bedachten Grubenarbeiter abzuwälzen. Das iſt
übrigens ſchon von den Werksbeſitzerorganen unverhohlen ange-
kündigt worden. Die Kohlenſteuer würde alſo in Wirklichkeit
nicht von den Werksbeſitzern getragen werden, ſondern ſie wäre
eine neue indirekte Belaſtung des Volkes, die gerade den
ärmſten Haushalt am empfindlichſten träfe. Die Verſamm-
lung fordert den Reichstag auf, überhaupt alle den Lebens-



nterhalt der breiten Maſſen weiter verteuernden Steuern
abzulehnen und nur ſolche zu bewilligen, die in direkter und
für die Reichsbedürfniſſe ausreichender Weiſe die beſitzenden
Volksſchichten belaſten.“

Politiſche Uebersicht.
Halle, den 1. März 1909.

Die Kolonialpolitik vor dem Reichstage.
Der uralte Konkurrenzkampf innerhalb der Herrſchenden,

den ſchon der alte Grieche Homer als Kampf zwiſchen dem
Prieſter Kalchas und dem König Agamemnon beſingt, hat ge-
rade auf dem Gebiet der Kolonialpolitik ſeit vier Jahrhunder-
ten in vollſter Stärke getobt. Gleich nach der Entdeckung
Amerikas begann der Kampf zwiſchen Säbel und Weihwedel,
deſſen Gegenſtand die braunen Eingeborenen der neuen Welt
waren. Es ſoll nicht verkannt werden, daß ſpeziell die Do-
minikanermönche in mutvoller und bisweilen aufopfernder
Weiſe gegen die grauſige, ganze Bevölkerungen vernichtende
Ausbeutungs- und Ausrottungspolitik aufgetreten ſind, die von
der mit Land und Leuten belehnten ſpaniſchen Eroberer -Sol-
dateska in jenen Ländern betrieben wurde. Mit dem Domini-
kanerbruder Antonio Monteſineto wurde in einer weſtindiſchen
Kathedrale von den wütenden Sklavenhaltern, denen er ihre
Sünden vorhielt, umgeſprungen, wie mit dem Profeſſor Adolf
Wagner bei den Steuer- und Wirtſchaftsreformern. Jn Peru
rettete ein prieſterlicher Vizekönig, Pedro da Gaſtra das, was
noch übrig war von den Eingeborenen, vor der völligen
Ausrottung durch die Säbelherrſchaft ſpaniſcher Eroberer.

Dieſe hiſtoriſchen Erinnerungen wurden in uns wachgerufen,
als wir am Sonnabend im Deutſchen Reichstage den Kampf
zwiſchen den Syſtemen Dernburg und Trotha fortgeſetzt ſahen.
Dernburg, der bei der Zangengeburt des Blocks Hebammen-
dienſte leiſtete, iſt durch die Logik der Tatſachen auf die Seite
der kolonialen Miſſionspolitik gedrängt worden. Wohl nicht
aus innerer Neigung. Bei Bankleuten pflegt die Glaubens-
inbrunſt ſchwach entwickelt zu ſein. Die Sache iſt einfach die:
eine halbwegs vernünftige kommerzielle Kolonialpolitik bedarf
immerhin einer gewiſſen Schonung der Eingeborenen. Die
Miſſionare, obwohl keineswegs abgeneigt, außer den Seelen
der Eingeborenen auch ihrer Hände ſich dienſtbar zu machen,
ſind doch heute wie zur Zeit der ſpaniſchen Konauiſtadoren
die Schützer der Farbigen gegen allzu unverſchleierte und all-
zu brutale Ausbeutung durch die Sklavenhalter. So hat Dern-
burg wohl oder übel die blutgedüngten Pfade verlaſſen müſ-
ſen, die unter dem Segen Arendts die Liebert und die Trotha
gewandelt ſind. Daher die Ausbrüche wahrhaft altteſtament-
licher Wut, mit denen der Anwalt der Ausbeuter Jnt reſſen
Arendt den Staatsſekretär verfolgt; daher die ewigen Ankla-
gen der oſtafrikaniſchen Pflanzer, für die am Sonnabend wie-
der der weinerliche nationalliberale Augenarzt Arning eintrat,
daher auch die ſonderbare Erſcheinung, daß das Zentrum,
der alte Gegner Dernburgs, ihm wie ſchon am Freitag durch
Schwartze-Lippſtadt, ſo jetzt am Sonnabend durch Erzberger
ein ſo gut wie uneingeſchränktes Vertrauensvotum ausſtellen
ließ.

Wir unſererſeits haben keinen Grund, uns in den Kampf
zwiſchen Krieger und Prieſter einzumiſchen. Wie Genoſſe
Eichhorn in vortrefflicher Rede ausführte: die Kolonialpolitik
iſt und bleibt ihrem inneren Weſen nach Ausbeutungspolitik.
Jmmerhin: gegenüber der Neuauflage ſpaniſcher Kolonial-
greuel bleibt das Zwitterding von kommerzieller und Miſſions-
politik entſchieden das kleinere Uebel. Wir ſtimmen nicht ein
in die Jubelhymnen, die das Zentrum jeßt zu Ehren Dern-
burgs ſingt; aber noch viel weniger beteiligen wir uns an
den widerwärtigen Quertreibereien der Lattmann, der Arendt
und anderer ſich chriſtlich nennender Freunde der Sklaven-
halter.

Am Montag wird die Kolonialdebatte fortgeſetzt.

Wie man mit dem Gelde wüſtet!
An Umzugskoſten wurden dem jetzigen Statthalter von Elſaß-

Lothringen 19447,03 Mk. gewährt. Die „erforderlichen“ Ausfüh-
rungen im Statthalter-Palais in Straßburg koſteten 37811,81 Mk.,
die Renovierung der Geſchäftsräume 5620,26 Mk. die Reprä-
ſentationskoſten wurden infolge der „Sparſamkeit“ beim
Statthalterwechſel um 33333,32 Mk. überſchritten. Jnsgeſamt
macht das 96242,43 Mk. Faſt 100,000 Mk. muß alſo das
elſaß-lothringiſche Volk an einmaligen Ausgaben für die ganz un-
nötige Sache der Statthalterſchaft infolge des Wechſels der Perſon
blechen. Für Verbeſſerung der Arbeiterlöhne, der Beamten- und
Lehrergehälter hat man nicht ſo ſchnell 100,000 Mk. bei der Hand.

[Nachdr. verb.2 Berthold Meryvan.
Roman von Cornelie Huygens.

(Autoriſierte Ueberſetzung aus dem Holländiſchen.)

Bertholds Freundſchaft mit Robert Kant ließ keinen Augen-
blick nach. Wem Berthold ſich einmal hingegeben hatte, an
dem hielt er auch feſt. Robert Kant galt ihm nicht vloß als
die perſonifizierte Biederkeit und Ehrlichkeit, ſondern er füh te
ſich auch von dem Ruhigſorgloſen und Sech immer-gl.ich-
Bleibenden, was ihn charakteriſierte, mächtig angezogen. Wenn
nach einer Periode von toller Ausgelaſſenheit und wilder Ge-
nußſucht Bertholds ernſte, analyſierende Natur wieder durch-
drang und ihn ſchwermütig machte, wirkte Roberts philoſophi-
ſcher Lebenslakonismus wie eine angenehme Betäubung. Der
von den verſchiedenſten Elementen zuſammengeſetzte Einfluß,
dem er nun unterworfen war, hatte auch die Wirkung, daß
ſich die ſteilſten Berge ſeines bisherigen Lebensweges zu
Maulwurfshaufen verkleinerten und zugleich ihn ſelbſt zu den
allergewöhnlichſten Dimenſionen zuſammenſchrumpfen ließen.
Erſteres verurſachte ihm kein Unbehagen, aber in dem letzte-
ren empfand er ein Gefühl der Schwäche, der Willenloſigkeit
und Entmutigung als ob das Leben, wie es ſfio
ſchließlich herausſtellte, eigentlich gar nicht wert ſei, durchlebt
zu werden.

Anfangs war dieſe Empfindung nur nebelhaft und unbe-
ſtimmt, als ſie aber immer deutlicher und klarer zur Geltung
kam und ſeine Ueberzeugung wurde, die ihn wider ſeinen
Willen peinigte, fühlte er ſich darüber ſehr beunruhigt und
ſuchte ſich durch neue Zerſtreuungen und Ausſchweifungen ſo
lange darüber hinwegzutäuſchen, bis er endlich, als er ſah,
daß dieſes Gefühl dennoch hartnäckig zurückkehrte, ſeiner Vor-
liebe für Unterſuchung und Analyſe auch in dieſer Richtung
freien Spielraum gab. Aeußerlich blieb er unverändert, war
er immer in den vorderſten Reihen ſeiner luſtigen Brüder,

'ſtudierte weniger denn je und ſtand viel beſſer bei ſeinen Lie-
feranten als wie bei ſeinen Profeſſoren angeſchrieben

„Wie warſt Du in der erſten Zeit doch noch ſo grasgrün!“
ſagte Robert eines Abends, als nach einer ziemlich ruhig ver-
laufenen Luſtpartie die übrigen fortgegangen und ſie beide
allein in ſeiner Wohnung zurückgeblieben waren, um ſich noch
ein wenig zu unterhalten.
ſtadt, aus der flachſten Gegend unſeres Landes gekommen
wäreſt, hätte ich nicht mehr Mühe mit Dir haben können.“

„Wenn Du, anſtatt aus der Hanupt-

Wieder ein kommunaler Wahlrechtsranb!
Aus Kiel meldet man dem „Vorwärts“:
Soeben wird eine Magiſtratsvorlage bekannt für eine plötzlich

einberufene Sitzung der ſtädtiſchen Kollegien zum 2. März. Die
Vorlage fordert die Zuſtimmung der Stadtverordneten zu einem
Geſuch an die Staatsregierung, ein Notgeſetz für Kiel zu ſchaffen.
Das Geſetz ſoll enthalten ſtatt des bisher gleichen Wahrechts ein
Dreiklaſſenwahlrecht mit der Rixdorfer Verſchärfung, ferner ſtatt
der bisherigen Wahl des Magiſtrats durch die Bürgerſchaft durch
die Stadtverordneten. Verlangt wird ferner die Erhöhung der
Stadtverordnetenzahl von 30 auf 54. Der Geſetzentwurf ſoll ſo
beſchleunigt werden, daß die Staatsregierung ihn dem Provinzial
landtag in Kiel am 21. März 1909 vorlegen kann.

Jn der Begründung der Vorlage war die Befürchtung aus-
geſprochen, daß die Sozialdemokratie in nicht ferner Zeit ſämtliche
Stadtverordnetenplätze beſetzen werde.

Jn Kiel beſteht zurzeit, wie auch in den übrigen ſchleswig
holſteiniſchen Städten, ein nur durch einen allerdings hohen Zenſus
eingeſchränktes gleiches Wahlrecht. Da es trotz des Zenſus der
rührigen Kieler Sozialdemokratie gelungen iſt, eine ganze Anzahl
von Mandaten zu erobern, will man jetzt durch Einführung der
kommunalen Dreiklaſſenſchmach, die noch nach dem Rixdorfer Vor-
bild verſchärft werden ſoll, der Sozialdemokratie ein unüberſteig-
liches Bollwerk entgegenſtellen.

Und das, trotzdem gerade der langjährige Kieler Oberbürger-
meiſter Fuß der kommunalen Mitarbeit der Sozialdemokratie auf
Grund ſeiner Kieler Erfahrungen unlängſt noch das denkbar
günſtigſte Zeugnis ausgeſtellt hat!

Die Kieler Hausagrarier wollen aber die Sozialdemokratie in
einer einflußloſen Minorität erhalten, deshalb ihr Antrag! Und
wie es ſcheint, iſt der volitiſch in bürgerlichen Kreiſen dominierende
Freiſinn in Kiel kommunalvolitiſch ſo ohnmächtig oder ſo
jämmerlich geworden, daß er dieſes Attentat auf das Kommunal-
wahlrecht nicht verhindern könnte, reſpektive mitmacht!

Eine neue Wahlrechtsverſchlechterung
Ein neues Landtagswahlgeſetz ſoll jetzt auch für Sachſen-Weimar

geſchaffen werden. Der Entwurf desſelben iſt dem Landtage zu-
gegangen. Danach wird das beſtehende Geſetz durch Erweite-
rung der Privilegiertenwehlen verſchlechtert. Bisher
wählten die Großagrarier und die Höchſtbeſteuerten je fünf Ab-
geordnete; dieſes Vorrecht ſoll erhalten bleiben. Außerdem ſollen
jetzt von der Univerſität in Jena, der Handelskammer, der Hand
werkskammer, der Landwirtſchaftskammer und der Arbeiterkammer
je ein Abgeordneter gewählt werden. 23 Abgeordnete ſollen auf
Grund eines allgemeinen, gleichen, geheimen und direkten Wahl-
rechtes gewählt werden, doch ſind Zuſatz ſtimmen in Ausſicht
genommen worden. Damit würde die Zahl der Abgeordneten von
33 auf 38 erhöht, aber auch eine Verſchlechterung des be-
ſtehenden Geſetzes herbeigeführt werden.

Der Umzugsſchwindel.
Jm Wahlkreiſe Hoya-Syke- Verden hat bekanntlich eine Reichs-

tagserſatzwahl ſtattzufinden, da der arg kompromittierte Herr Held
ſein Mandat niedergelegt hat. Aus dieſem Anlaß verbreiteten
„Kreuz-Zeitung“ und „Freiſinnige Zeitung Ende Februar
1909 folgende Nachricht:

„Wie verlautet, hat die Sozialdemokratie, nur für die Zeit der
Wahl, 1000, nach anderen Angaben ſogar 1600 wahlberechtigte
Arbeiter von Bremen nach Hemelingen, Achim und ſonſtigen an
der Bremer Bahn liegenden Oxten ſchon ſo früh abkommandier
daß ſie, in die Wählerliſten des 6. Wahlkreiſes eingetragen, dort
wählen dürfen.“

Die „Kreuzzeitung“ knüpft hieran noch eine gegen das Reichs-
tagswahlrecht gerichtete Bemerkung:

„Bei den Reichstagswahlen im Jahre 1903 ſoll die Umſturz-
partei durch rechtzeitige Verſchiebung waſchechter Anhänger aus
ſicheren in Wahlkreiſe, wo nur wenig an einem Siege der
Sozialdemokraten fehlte, mehrfach den Wahlausgang zu ihren
Gunſten entſchieden haben. Es fehlt ja dieſer Partei weder an
Geld noch an Skrupelloſigkeit, um ſolche „Korrekturen“ des
„Volkswillens“ vorzunehmen. Vorgebeugt kann ſolchen Verſuchen
zur werden, wenn die Wahlberechtigung an die Dauer eines
beſtimmten Aufenthalts am Wahlorte geknüpft wird, wie z. B.
in Frankreich, wo mindeſtens jähriger Aufenthalt, oder in
Belgien und anderen Staaten, wo einfähriger Aufenthalt in der
Gemeinde Vorbedingung iſt. Bei Terminen von ſolcher Dauer,
würden Abſchiebungen in großem Maßſtabe zur Unmöglichkeit
werden.“

Dieſer Ausfall veranlaßte die „Freiſinnige Zeitung“, in Nr. 46
vom 24. Februar 1906, folgende Klage zu erheben

„Man ſieht auch hier wieder, daß gerade die Sozialdemokraten
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der Reaktion Waffen zur Verſchlechterung des gegenwärtigen
Rechtszuſtandes liefern.

Die „Freiſinnige Zeitung“ gibt die „Kreuzzeitungs Notiz mit
Behagen wieder, obgleich ſie ſehr wohl weiß, daß derartige An-
ſchuldigungen gegen die Sozialdemokratie, ſo alt ſie ſind, ſich noch
immer als Lügen entpuppt haben. Gerade die „Umzugslüge“
kann auf ein ſehr hohes Alter zurückblicken. Schon bei den
Wahlen von 1887 wurde mehrfach behauptet daß die Sozial-
demokraten in Hamburg z. B. vor der Aufſtellung der Wahl
liſten planmäßig einen Teil ihrer Anhänger Wohnung in ſolchen
Wahlkreiſen nehmen ließen, in welchen ihnen eine Verſtärkung der
ſozialdemokratiſchen Stimmen beſonders erwünſcht ſei. Dieſelbe
Anſchuldigung wiederholte ſich bei den Wahlen vom Februar 1890.
Damals fügte man dieſer Behauptung noch die Mitteilung hinzu,
daß ſozialdemokratiſche Wähler vielfach doppelt gewählt hätten,
nämlich an ihrem Wohnort und an dem Ort, wo ſie arbeiteten.
Nach einer Behauptung der „Poſt“ vom März 1890 ſollten allein
in Hamburg nicht weniger als 8000 Sozialdemokraten dieſen
Wahlkniff verübt haben. Als man dann der Anſchuldigung
von Amts wegen auf den Grund gegangen war, ſtellte ſich Mitte
Mai 1890 heraus, daß im ganzen in Hamburg vier Mann
doppelt gewählt hatten und daß von dieſen vier Perſonen ihrer
Stellung im öffentlichen Leben und ihrer Geſinnung nach anzu-
nehmen war, daß ſie zu den „Reichstreuen“ gehörten.

Derartige Blamagen haben die Ordnungsſtützen natürlich nicht
abgehalten, gegen die Sozialdemokratie immer von neuem mit den
alten Verleumdungen zu operieren. Das iſt das Schöne an dem
Kampf für Ordnung, Religion und Sitte, daß er für ſeine treu-
deutſchen Streiter die Anſtandsregeln des gelobten bürgerlichen
Lebens ein für allemal außer Kraft ſetzt.

Deutſches Reich.
Das NRieſendeſizit. Bereits in den erſten zehn Monaten

des Etatsjahres 1908 haben die Zölle gegen das Voriahr ein
Minus von nahezu 94 Millionen Mark gebracht. Zurück
gegangen ſind unter anderem auch die Erträge des Stemvels auf
Frachturkunden, auf Perſonenfahrkarten und auf Tantiemen.

Bei der Reichstags-Erſatzwahl in Verden-Hoya (6. hanno-
verſcher Wahlkreis), erhielt Dr. Heiligenſtadt (natl.) 5838, Harries
Henzen (frei-konſ.) 3437, Dr. Lewin (Freiſ. Volkspartei) 3155, von
Dannenberg (Welfe) 6220 und Henke (Soz.) 3892 Stimmen. Dem-
nach dürfte Stichwahl zwiſchen Heiligenſtadt und v. Dannenberg
ſtattfinden.

Jn dieſem Wahlkampfe war es unſern Genoſſen gelungen in
einer ganzen Anzahl von Orten Lokale zu bekommen in denen
wir in früheren Wahlkämpfen eine Möglichkeit zur Abhaltung von
Verſammlungen nicht hatten. Die bürgerlichen Parteien haben

trotz der großen Zahl der Kandidaten um 669 Stimmen
abgenommen, während unſer Genoſſe Henke 401 Stimme mehr
erhielt. Jn einigen Orten war unſere Stimmen -Zunahme ganz
erheblich, ſo z. B. in Twiſtringen, wo wir 1907: 27 und diesmal
139 Stimmen erhielten.

Mandatsniederlegung. Der Reichstagsabgeordnete für den
Stadt- und Landkreis Poſen, Rechtsanwalt Chrzanofe hat ſein
Mandat niedergelegt. Der Nachfolger dürfte vorausſichtlich der
Arbeiterſekretär Paul Piotrowski werden.

Wahlrechtsreform in Heſſen. Die erſte heſſiſche Kammer
hat einſtimmig einen Ausſchuß-Antrag angenommen, dem Antrage
der zweiten Kammer zuzuſtimmen, welcher dahin geht, daß die
Regierung baldigſt eine neue Wahlrechts-Vorlage auf der Grund-
lage des direkten Wahlrechtes vorlege in Verbindung mit Geſetz-
entwürfen über Abänderung der Verfaſſung und der Wahlkreis-
Einteilung.

Eine Spitze? Unter der Spvitzmarke „Ernennung“ läßt ſich
die „Kreuzzeitung“ unter dem 26. Februar aus Stuttgart melden:
Der Oberamtmann Seitz in Vaihingen an der Enz, der im
Januar v. Js. durch ſeinen reichsfeindlichen Kaiſertoaſt
von ſich reden gemacht hat, iſt geſtern, am Geburtstage des Königs,
außer der Tour, da er auf ſeiner Stelle bleibt, zum Re-
gierungsrat ernannt worden.

Die Balkankriſe.
Serbiſche Nüſtungen.

Belgrad, 28. Februar. Die Kriegs Vorbereitungen werden
fieberhaft fortgeſetzt. Der Kriegsminiſter, der vom Miniſterrat
und der Skupſchting vollſtändig freie Hand in allen militäriſchen
Fragen erhalten hat, hat denjenigen ausländiſchen Firmen, denen
Munitions-Lieferungen übertragen ſind, die notwendigen Summen
angewieſen, damit dieſe Lieferungen beſchleunigt werden. Auch
wurden Maßregeln zur Verſtärkung des Grenzwachdienſtes ge-
troffen. Abteilungen des 18. und 7. Regiments ſind aus verſchie-

Berthold lachte.
„Weichen Grund hatteſt Du doch eigentlich, Dich mit mir

einzulaſſen Mein erſter Eindruck auf ich muß ja jammer-
voll geweſen ſein. Du haſt mich beſtimmt für einen eingebil-
deten Affen gehalten, nicht wahr

„Nein, eher glaubte ich, Du hätteſt Anlage für eine ſpätere
Gelehrten-Karikatur, die mir ein Greuel iſt. Jch hatte von
Deiner Tuchligkeit ſchon gehört ſonſt hätte ich von Dir
natürlich keine weitere Notiz genommen und ich freue mich
immer, wenn der FJntellekt auf den phyſiſchen Korper günſtig
einwirkt und umgekehrt in fortwahrender Wechſelwirkung. Das
gehort zum Weſen meiner moniſtiſchen Lebensanſchauung.
Jch wollte verſuchen, bei dieſem Prozeß etwas zu helfen, und
dieſes Experiment lachte mir zu. Du warſt in Deiner eige-
nen Natur feſtgeklemmt wie eine verpuppie Raupe, und Du
hatteſt unbedingt Hilfe nötig, um in neuer Form aus Deiner
Puppe herauszukriechen.“

„Und bin ich nun Deiner Meinung nach heraus
„So ziemlich wenigſtens aber mit dem Fliegen will's

noch nicht recht gehen. Du kannſt die Flügel noch nicht rich-
tig ausbreiten. Sie flattern ſo ungeſchickt und ſo ſonderbar,
als wenn ihnen das Gleichgewicht fehlte. Aber das wird
ſchon kommen.“

„Wer hat Dir denn nur geholfen fragte Berthold, ſich
eine Zigarre anzündend. Auf dringendes Verlangen ſeines
Freundes hatte er zu rauchen begonnen und konnte es nun
keine Stunde mehr entbehren.

„Mir Niemand, glaube ich. Es ging bei mir mehr
von ſelbſt. Als ich herkam, hatte ich meine Flegeljahre ſchon
größtenteils überſtanden. Je komplizierter die Natur, um ſo
ſchwieriger ſcheint die Lebensinitiation zu ſein; und Deine
Natur iſt viel verwickelter als die meinige; das wird mir von
Tag zu Tag klarer.“

„Jn welcher Hinſicht denn fragte Berthold ſchnell.
„Das weiß ich eben noch nicht: das ſuche ich ja gerade.

Aber ich glaube faſt ich fürchte ſogar
Hier hielt Robert inne und machte ein bedenkliches Geſicht

etwa wie ein Arzt der mit ſeiner Diagnoſe fertig iſt und ſiag
fürchtet, dem Patienten das ſchlimmſte zu ſagen.

„Nun, was meinſt Du denn, und was fürchteſt Du nur?“
fragte Berthold in Spannung.

„Daß Du mit einer recht traurigen Krankheit mit dem
ſchlimmſten, verhänganisvollſten Uebel unſeres Jahrhunderts
behaftet. daß Du mit einem Wort ein Jdealiſt biſt.“

Ein langes Stillſchweigen folgte dieſen Worten.
Berthold, der in der letzten Zeit ſich wirklich bewußt war,

an einer geiſtigen Krankheit zu leiden, aber etwas anderes

zu hören erwartet hatte, dachte geraume Zeit nach.
„Was verſtehſt Du unter dem Wort Jdealiſt

endlich.
„Was ich darunter verſtehe, werde ich Dir mit wenigen

Worten auseinanderſetzen,“ antwortete Robert, indem er in
ſeiner bequemen Haltung auf der Chaiſelongue ſich das opf-
kiſſen ein wenig zurecht rückte. „Ein Jdealiſt iſt ein We.ſen,
welches ſich zunächſt die Welt ganz auf eigne Fauſt vorſtellt.Wir tun das freilich alle, da wir die Wirklichkeit ja nicht un-

mittelbar ſehen, ſondern davon nur unſere eigene, ſubjſektive
Vorſtellung, nämlich die ſpezielle Art der Einwirkung auf un-
ſere Sinne und auf unſern Geiſt wahrnehmen konnen. Ein
Jdealiſt iſt nun jemand, bei dem die Realitat immer auf eine
ganz andere Weiſe einwirkt wie bei den Nicht-Jdealiſten.
Aus dieſem Grunde gerät er mit ſieben Achteln der Menſch-
heit ſofort in Konflikt was gewitz ſehr ungejſellig iſt. Fer-
ner hat er die Eigentümlichkeit, bei dieſen ſieben Achteln der
Menſchheit die zu ihm ebenſo paſſen wie z. B. Feuer zu
Eis die eigenartigen Anſichten und das eigenartige Be-
nehmen, wie man es bloß von einem Vollblut-Jdealiſten er-
warten darf, immerfort wieder vorausſetzen Du kannſt
Dir nun ſo ungefahr vorſtellen, wie geſellig eine ſolche Exi-
ſtenz ſein muß, wie hilflos er jedesmal aus ſeiner idealen

fragte er

Sphäre auf den harten, unelaſtiſchen Boden der Erfahrung
herunterplumpſt natürlich zum größten Gaudium der
Umſtehenden.

„Nun, mein Werteſter, findeſt Du dieſes Bild nicht frappant
ähnlich

„Nein, keineswegs ich habe viel mehr Anlage zum
Miſanthropen, als zum Jdealiſten.“

„Natürlich! enttäuſchte und zurückgeſetzte Jdealiſten werden
immer Miſanthropen, Peſſimiſten, Skeptiker oder wie man ſie
ſonſt nennen will. Jn der Literatur heißen ſie Dekadenten.
Früher fanden dieſe armen Tröpfe immer einen üchern Unter-
ſchlupf in der Religion. Dort hatte ihre Phantaſie freien
Spielraum. Die Welt die Vorſtellung ihrer ſinnlichen
Wahrnehmung, ließ ſie unbefriedigt. Sie ſtiegen zu einer
beſſern, unſichtbaren Welt empor, die ſie ſich je nach ihren
geiſtigen Bedürfniſſen zurecht legten. Alsdann waren ſie fer
tig und fühlten ſich in ihrem Muyſtizismus überglücklich. Jn
unſerm Jahrhundert der wiſſenſchaftlichen Forſchungen und
der Populariſierung ihrer Reſultate wiſſen ſie aber mit ſich
ſelbſt und mit ihren Beſtrebungen keinen Rat. Sie möchten
die Welt oder vielmehr die Menſchen durchaus anders haben,
als wie ſie ſind, entibehren der Kraft, ſich dem Beſtehenden
anzupaſſen, und werden ſchließlich moraliſch krank.“

(Fortſetzung folgt.)
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denen Städten an die Grenze abgegangen. Wie es heißt, wird
man Belgrad ſo viel als möglich militäriſch räumen, um alle
Streitkräfte des Landes im gebirgigen Jnnern des Landes in
ſtarken VerteidigungsStellungen zu konzentrieren.

Wien, 28. Februar. Die Mobiliſierung zweier Diviſionen in
Serbien, der Donau und der Drina Diviſion wird in verläß-
lichen Berichten aus Belgrad und Sofia beſtätigt, während die
Regierung dieſe wie andere Rüſtungen leugnet. Die ſerbiſche
Regierung beharrte auch auf einem neuen Kriegs Kredit von
33 Millionen Franks und die Skupſchting hat ihn unter dem Ein-
fluſſe der Verſtimmung über die Unterzeichnung des öſterreichiſchenProtokolls auch bewilligt. 9 8 chiſch

Rußlands zweideutige Haltung.
Paris, 28. Februar. „Petit Pariſien“ meldet, daß ein geſtern

im Miniſterium des Aeußeren eingegangenes Telegramm große
Enttäuſchung hervorgerufen habe. Die Entſcheidung Rußlands
in der Orientfrage iſt nach dieſem Telegramm noch nicht erfolgt.
Daß Petersburger Kabinett ſoll den deutſchen Vorſchlägen mit
Mißtrauen gegenüberſtehen. Die Haltung Rußlands wird ver-
ſchiedentlich dahin gedeutet, daß ſie eine Verzögerung in der Löſung
der Orientfrage herbeiführe, während die Peſſimiſten in ihr bereits
die Ablehnung Rußlands, ſich an dem geplanten Schritt der Mächte
zu beteiligen, erblicken.

Ein Krieg unvermeidlich?
Belgrad, 28. Februar. Mit großer Spannung erwartet man

hier die weitere Entwicklung der Ereigniſſe. Selbſt jene Kreiſe,
die bisher glaubten, die Differenzen zwiſchen Oeſtreich-Ungarn,
Serbien und Montenegro könnten doch friedlich beigelegt werden,
verlieren ſchon jede Hoffnung und neigen der Anſicht zu, ein Krieg
ſei unvermeidlich, weil ſich Serbien keinesfalls mit wirtſchaftlichen
Vorteilen zufrieden geben könne.

Der Zweck der Uebung
Lemberg, 28. Februar. Wie der „Glos“ meldet, dauern die

ruſſiſchen Truppenverſchiebungen an der galiziſchen Grenze un-
unterbrochen fort.

OeſterreichUngarn.
Die Reaktion an der Arbett.

Die Verfolgungswut des ungariſchen Koalitions miniſteriums
gegen die Arbeiterſchaft feiert wahre Orgien: Die Partei- und
Gewerkſchaftspreſſe wird mit zahlreichen Prozeſſen beglückt, die
Redakteure mit hohen Geldſtrafen und vielen Monaten Kerker be-
ſtraft, die Organiſationen verfallen der Auflöſung. Jn der Provinz
tritt die Polizei mit immer größerer Brutalität auf, zyniſcher denn
je verhöhnt ſie Geſetz und Recht. Wie die allmächtigen Stuhl-
richter in der Provinz, ſo die Zentralgewalt. Nach den in der
Provinz maſſenhaft aufgelöſten Ortsgruppen kamen die Organi-
ſationen der Hauptſtadt an die Reihe. Kaum waren die Orts-
gruppen des Landarbeiterverbandes aufgelöſt, erfolgte die Suspen-
dierung der Fachſektion der Bauarbeiter und hierauf wurden faſt
wöchentlich andere Gewerkſchaften aufgelöſt. Nach dieſen kleineren
Räubereien kam der große Einbruch. Die Suspendierung der
Zentrale des Eiſen- und Metallarbeiter verbandes und
deſſen ſämtliche Ortsgruppen, ferner die Fachſektion der Tiſchler
Budapeſts haben die Reihe der ungeſetzlichen Eingriffe noch immer
nicht abgeſchloſſen. Trotzdem die Arbeiterſchaft der Haupſtadt mit
dem 24ſtündigen Maſſenſtreik und den zahlloſen Verſammlungen
den Häſchern die würdige Antwort abgab, ſcheint dies nicht genug,
und ſo hat der ſchwarze Graf vergangenen Freitag die Or-
ganiſationen der Fuhrwerker und Kaffeehausgehilfen
ſuspendiert

Wenn die Regierung aber glaubt, daß ſie jemals der Arbeiter-
bewegung Herr werde, ſo täuſcht ſie ſich eben ſo ſehr, wie ehedem
die Gewalthaber in Deutſchland, als ſie das Schandgeſetz gegen
die Sozialdemokraten ſchufen. Sind auch die Organiſationen
zertrümmert, die Solidarität der Klaſſe iſt ſtark genug und ſie
wird nur noch mächtiger entfaltet im Kampfe gegen die Unter-
drückung alle Hinderniſſe zu überwinden.

An Stelle der ſtraffen Zentralverbände werden die loſen freien
Organiſationen mehr ausgebaut, über die Partei und Gewerkſchaft
ſchon heute verfügt. Dieſe werden nicht angemeldet, brauchen
keine Genehmigung und ihre Beſchlüſſe werden nicht insgeheim
gefaßt und vollzogen. Einen ganz neuen Ausweg aber haben die
Fuhrwerks arbeiter gefunden, indem ſie ihre neue Organi-
ſation unter den Schutz des Privateigentums ſtcellten.
Damit wird es der Regierung unmöglich gemacht, die neue
Organiſation zugrunde zu richten. Alles einfließende Geld
iſt das Eigentum des Herausgebers des Fachorgans
der Fuhrwerksarbeiter, „Der Kampf'“, der über das
Geld frei verfügen kann. Der Herausgeber kann den Abonnenten
viel mehr Vorteile bieten als der Fachverein. Statt der bisher
7 K. betragenden Arbeitsloſenunterſtützung gibt der Herausgeber
von nun an 10 K. Die Abonnenten, alſo die Arbeiter der
gleichfalls abonnierende Miniſter des Jnnern auf keinen Fall
haben bei der demokratiſchen Unternehmung des Herausgebers das
volle Recht, Kontrolle zu üben. Dem Beiſpiel der Fuhrwerker
wollen auch die Caféhausangeſtellten und andere folgen. Auf
keinen Fall wird es der Reaktion gelingen, die Arbeiterklaſſe

gänzlich mederzudrücken, ſo ſehr ſie auch wütet und die Geſetze
mit Füßen tritt.

Schweiz.
Zum deutſch ſchweizeriſchen Mehlkonflikt.

Die Schweizer Müller wollen nun verſuchen, ſich der Konkurrenz
des deutſchen Mehles durch Preisunterbietung zu erwehren. Sie
verlangen die Aufhebung des ſchweizeriſchen Eingangszolles auf
Weizen Ermäßigung der Frachttarife für Weizen auf den Bundes-
bahnen Errichtung von Lagerräumen für Weizen innerhalb der
Landesgrenzen Gewährung von Lagerfreiheit.

Mit ſolchen Maßnahmen läßt ſich jedenfalls noch eher etwas
erreichen, als mit dem von den Schweizer Müllern empfohlenen
Boykott deutſcher Waren.

Belgien.
Gleiche Seelen finden ſich.

Brüſſel, 28. Februar. Zwiſchen den konſervativen Klerikalen
und den unabhängigen Klerikalen wurde für die im Jahre 1910
ſtattfindenden Kammerwahlen für den Wahlbezirk Brüſſel ein
Wahlbündnis abgeſchloſſen.

Parteinachrichten.
Wie über Sozialdemokraten Recht geſprochen wird, zeigt eine

Schöffengerichtsverhandlung in Oberweißbach (Thüringen), wo
ſich Genoſſe Redakteur Zorn vom Saalfelder „Volksblatt“ wegen
angeblicher Beleidigung des Porzellanfabrikanten Hertwig in Katz-
hütte zu verantworten hatte. Dieſe „Beleidigung“ wurde in einer
Korreſpondenz gefunden, die ſich mit der Katzhütter Gemeinderats-
wahl und mit der Perſon Hertwigs beſchäftigte; der Ankläger be-
antragte, trotzdem die Notiz im allgemeinen nichts Beleidigendes
erkennen läßt, einen Monat Gefängnis und das Gericht er-
kannte auch auf dieſe Strafe.

Der Amtsrichter führte dabei aus: „Auf Geldſtrafe wurde des-
halb nicht erkannt, weil in ſolchen Fällen der Verurteilte die
Strafe doch nicht zahle, ſondern die Arbeitergroſchen her-
halten müßten. Wir wollen den armen Arbeitern die Ar-
beitergroſchen nicht abnehmen.“

Eine andere traurige Erfahrung, die ſo manche Redaktion eines
Arbeiterblattes ſchon gemacht hat, beſtand noch darin, daß die ge-
ladenen Entlaſtungszeugen verſagten, als ſie die im Artikel ent-
haltenen Behauptungen bekräftigen ſollten; ſie beeideten ſogar
teilweiſe das Gegenteil. Durch die Unzuverläſſigkeit der Gewährs-
männer gelang es deshalb nicht, den Wahrheitsbeweis zu er-
bringen. Gegen das drakoniſche Urteil wird Berufung ein-
gelegt.

Dresdener Wahlrechtsprozeſfſe. Am Sonnabend fand vor dem
Dresdener Schöffengericht der Prozeß gegen den Stadtverordneten
Genoſſen Kühn ſtatt. Kühn ſoll am Wahlrechtsſonntag bei ſeiner
Verhaftung das Vorgehen der Polizei gegen ihn als „unverſchämt“
und „gemein“ bezeichnet haben. Drei Gendarmen traten als
Zeugen auf; einer hatte überhaupt nichts gehört, der zweite hatte
nichts Genaues gehört, der dritte beſchwor aber die behaupteten
Aeußerungen. Gegenzeugen wurden nicht, vernommen, und ſo
wurde Genoſſe Kühn auf die Ausſage des Schutzmanns hin zu
200 Mk. Geldſtrafe verurteilt.

Rechtsanwalt Gieſe ging ſcharf mit den Zeugen ins Gericht und
charakteriſierte treffend die Handlungsweiſe der Polizei.

Jntereſſant iſt bei dem Prozeß noch, daß der Stadtverordneten
vorſteher Dr. Spöttel in einer Zuſchrift an den Rechtsanwalt ſein
Erſtaunen darüber ausgedrückt hat, daß den Polizeibeamten die
von ihm Spöttel unterzeichnete Legitimation nicht genügt
habe, ſondern daß ſie Kühn trotzdem zur Wache beförderten.

Aus der Jugendbewegung.
Das Vereins- und Verſammlungsrecht der Jugend.

Bekanntlich verwies v. Bethmann-Hollweg bei der Beratung des
Vereins- und Verſammlungsrechtes darauf, daß der Jugend gegen-
über das „Schul- und Lehraufſichtsrecht“ ausreiche, etwaige Orga-
niſationsverſuche einzudämmen. Dieſer Wink wird nun, wie wir
hören, noch auf ausdrückliche Anregung des preußiſchen
Miniſteriums des Jnneren, überall befolgt.

Die Königsberger Handwerkskammer hat jetzt auch, der Berliner
Handwerkskammer folgend, Vorſchriften zur Regelung des Lehr-
lingsweſens einſchließlich eines neuen Normallehrvertrages erörtert
und beſchloſſen. Vom Miniſter war der Berliner Lehr-
vertrag empfohlen worden; die Kammern Königsberg
und Jnſterburg haben ſich deshalb auf einen, dem Berliner
gleichlautenden Lehrvertrag geeinigt, der den Lehrlingen das Ver
einsrecht raubt.

Während man damit einen Beſchluß faßte, der die freie Jugend-
bewegung treffen ſoll, bewilligte die Kammer für chriſtliche und
patriotiſche Lehrlings- und Jünglingsvereine eine Beihilfe von
200 Mk. pro Jahr, damit dieſe mehr gegen unſere Beſtrebungen
zu Felde ziehen ſollen.

Soziales.
Die Witwen von Radbod verklagen den Kronprinzen.

Die Witwen der Radboder Verunglückten haben einen Rechts
anwalt beauftragt, den Kronprinzen und den Oberpräſidenten von
Weſtfalen aufſofortige Herausgabeder Unterſtützungs-
gelder zu verklagen.

Bekanntlich proteſtieren die Witwen gegen das vom Hilfskomitee
in Ausſicht genommene Rentenſyſtem, und ſie ſind außerdem mit
der bisherigen Gabenverteilung unzufrieden.

Der Kronprinz kommt inſofern in Frage, als er Ehren- Präſident
des Unterſtützungskomitees iſt.

Der Arbeitsmarkt im Monat Januar 1909.
Der Januar hat für eine Reihe von Großinduſtrien eine

weitere Abſchwächung gebracht. So iſt, nach dem „Reichsarbeits-
blatt“, auf dem Ruhrkohlenmarkt vielfach eine Verſchlechterung
der Abnahme gegen den Vormonat zu verzeichnen, deren
Eintritt durch die Schiffahrtsſtörungen begünſtigt wurde. Ein
Rückgang der Beſchäftigung trat auch in den Braunkohlen-
revieren ein, wodurch Feierſchichten nötig wurden die zur
Erhöhung des Ueberangebots von Arbeitskräften beitrugen.
Auch die Metall- und Maſchineninduſtrie war im allgemeinen
andauernd ſchlecht, zum Teil ſchlechter als im Vormonat be-
ſchäftigt. Nur in den Stahl- und Walzwerken ſind Verbeſſe-
rungen gegen den Monat Dezember eingetreten. Des l
war die Lage in den einzelnen Zweigen der Textilinduſtrie
nach wie vor überwiegend ungünſtig. Ein weiteres Abflauen
iſt in den wichtigſten Zweigen der elektriſchen Jnduſtrien einge-
treten. Der Geſchäftsgang in der chemiſchen Jnduſtrie hat ſich
nach der Mehrzahl der Berichte gegen den Vormonat verbeſſert.
Eine Verminderung des Ueberangebots von Arbeitskräften
iſt auch im Monat Januar nicht eingetreten. Sehr hoch war
die Zahl der Arbeitsloſen im Brauereigewerbe, das mit Aus-
nahme der ſüddeutſchen Brauereien, in denen der Geſchäfts-
gang nach wie vor ein guter war, in den meiſten Gegenden eine
Abſchwächung gegen den Vormonat zeigte.

Die Saiſoneinflüſſe, die ſich bereits im Monat Dezember
geltend gemacht hatten, traten im Januar weiter zutage, ſo
vor allem im Baugewerbe und in der Binnenſchiffahrt. Die
Ruhe, mit der die Beendigung des Weihnachsgeſchäfts in
vielen Gewerben eingetreten war, hielt vielfach auch im
Januar an. Teilweiſe machte ſich jedoch bereits die kommende
Frühjahrsſaiſon bemerkbar, ſo in der Weißwaren- und Wäſche-
konfektion, der Koſtüm- und Bluſenfabrikation, der Hutindu-
ſtrie mit den von ihr abhängigen Gewerben.

Der noch immer anhaltende Rückgang des Beſchäftigungs-
grads geht auch aus den Nachweiſungen der an das Kaiſer-
liche Statiſtiſche Amt berichtenden Krankenkaſſen hervor. Am
1. Februar 1909 ergab ſich gegen den 1. Januar 1909 eine Ab-
nahme der Beſchäftigungsziffer von insgeſamt 37448 Mit-
gliedern, und zwar betrug die Abnahme bei den männlichen
Mitgliedern 28 815, bei den weiblichen Mitgliedern 8633 Per-
ſonen. Jm Vorjahre zeigte ſich am 1. Februar gegen den
1. Januar eine größere Abnahme von 71 815 Mitgliedern, und
zwar von 59 735 männlichen und 12 080 weiblichen Perſonen.

Die Vermittlungsergebniſſe der Arbeitsnachweiſe, Verkehrs-
einnahmen aus dem Güterverkehr deutſcher Eiſenbahnen ge-
ſtalteten ſich ungünſtiger als im Vormonat. Die Eiſenbahnen
waren im Januar 1909 um 5 834 453 Mk. niedriger als im
gleichen Monat des Vorjahres; es bedeutet dies eine Minder-
einnahme von 156 Mk. oder 6,26 Prozent auf ein Kilometer.

Kommunales.
Kommunale Arbeitsloſenfürſorge.

Die Stadtverordneten in Offenbach bewilligten für eine Zäh-
lung der Arbeitsloſen von Haus zu Haus durch ſtädtiſche Beamte,
denen organiſierte Arbeiter als Helfer beigegeben waren, 500 Mk.
Der Antrag des Gewerkſchaftskartells, an Arbeitsloſe Barunter-
ſtützungen zu gewähren, wurde zurückgeſtellt. Die weitere Be-
handlung der Arbeitsloſenfürſorge wurde dem ſtädtiſchen Ausſchuß
für Arbeiter- und Meldeweſen übertragen und dieſer zu dem Zwecke
um drei ſtändige Mitglieder je ein frei Organiſierter, Chriſt-
licher und Gelber verſtärkt.

Zur Ausführung von Notſtandsarbeiten ſollen alle angeſtellt
werden, die ſich dazu melden.

An Arbeitsloſenunterſtützung ſind von den Gewerkſchaften bis-
her 42800 Mk. verausgabt worden.
e

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht und Partei
nachrichten Paul Hennig, für Ausland, Gewerſfſchaftliches,
Feuilleton und Vermiſchtes Karl Bock, für Lokales Otto
Niebuhr, für Provinzielles und Verſammlungsberichte Walter
Leopoldt, ſämtlich in Halle.

--xmu------Sprechſtunde der Redaktion von 1412 bis 141 Uhr.
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Dienstag den 2. MärZz, nachmittags 5 Uhr.
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v 777

e e

258
W

Schuhfabrik Turul“Alfred Fränkel
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Commancdit-Gesellschaft

IIalle a. Saale
richstr. 17.

Aohtung! Bitterfeld.
Donnerstag den 4. März abends 8 Zlhr

im Reſtaurant Hohenzollern

grosse öffentliche
Volks-Versammlung.

Tagesordnung
Das Wesen des Ohristentums, Referent:
Genoſſe Stern-Karlsruhe, früher evangel. Geiſtlicher.

Die Vertreter der Kirchen aller Konfeſſtonen
ſind hierzu eingeladen. Der Einberufer.

eigen
PDonnerstag, den 3, März, dhends 8 Uhr im r

Kdhenthehe Protect-Percanmnn,

AhJ. „Die Stellung der Parteien im
Reichstage zur Tabakſteuervorlage.“

2. Freie Diskuſſion.
Zu dieſer Verſammlung iſt der Reichstagsabgeordnete Herr

Paul Sommer durch eingeſchriebenen Brief eingeladen.
Referent wird noch bekannt gegeben.

bas Gewerkschaftskartell. Der Partewwerstand.

hohenmölsen-Caucha.
Sonntag, den 7. März

nachmittags 3 Uhr, im Lokale des Hrn. Hoeſſmann in Taucha
und abends 8 Uhr im Lokale des Hrn. Schurtz in Wählitz

2 gr. öffentl Volksversommlungen
Tagesordnung:

„Die Sozialdemokratie und die bürgerlichen Purtelen.“
Rief in beiden Verſammlungen: Stadtv. Thiele- Halle.

Freie Diskussion. Freie Diskussion,Zahlreiches Erſcheinen aller Männer und Frauen erwartenDie Einberufer.

Zeit. Ansverkanf. Zeit.
Wegen Umzug: Fahrräder, Hähmaschinen, Sprech-
Apparaute, Wringmaschinen, Laufmäntel, Luftschläuche,
laternen, 6locken, Jchallplutten und andere Zubehörteile

bedeutend unter Vreis.

wendigkeit t.

ſten Verden i lmuoer Jene
Filiale Zeitz).

Mittwoch, den 3. März abends 8 Uhr bei Lößnitz (Kronprinz)

VersammI um
Vortrag über: Zentralverdände u. gelbe Arbeitervereine.

Das Erſcheinen aller Mitglieder iſt dringend notwendig
Der Vorſtand.

Zeit. Zeit.eJ i

des Bildungs-Ausschusses, in der „Zentralhalle“,
am Donnerstag den 4. März

Das verlorene PPäàäarackfes
Schauſpiel in 3 Akten von Ludwig Fulda; Regie: Direktor Lange.

Billetts ſind nur im Vorverkauf: Parterre 30 Pfennig, Gallerie
25 Pfennig, bei den Gewerkſchaftskaſſierern und bei den Genoſſen
Kämpfe, Dahle und Leopoldt zu haben.

Saalöffnung nicht vor 7 Uhr. Anfang 8 Uhr.
Der Siidunos-Ausschuss.

Geschäfts-ebernahme,
Mit dem heutigen Tage übernehme ich das

Zeesenerstr.VWiuälien- heschäft aus taenten
Ecke Annenſtrafßze.

lienttan: I. grosses Schlachtefest
W. Früh s Uhr Wellfleisch. Mittags: ff. frischeWVurst und Suppe. Es wird mein eifrigſtes

Beſtreb en ſein, meiner v rten Kundf chaft mit nur guter Ware auf-zuwarte ochachtungsvoll Ferdinand Kiuge:.

unci Biutreiniqung
Reinigt das Blut! Eine

für jeden Menſchen, ob geſund oder krank, ein Gebot der Not-
Ein g inz v rzügliches, weit und breit rühmlichſt be-

kanntes Blutre l iſt der antirheumatiſche Blutreinigungs-tee des Apt h Gr und nn, Berlin SW., Friedrichſtr. 207, derſelbe
wird als t vorbeug. Hausmittel gegen Säfteverderbnis, verſchieden
artige Flecht n, Hautausſchläge,

Rheumeatismus,Blaſen und Ficgenteinen, ſowie Blutandrang nd dem Kopfe
mi t glänzendem Erfolge a ewendet,
Familie fehlen. Dieſer Tee iſt zu beziehen durch die Firma Apoth.
Grundmann, Berlin SW., Friedrichſtr. 207. Proben und illuſtr.rei re gratis. O riginal- Pakete zu 5 M., 3 M. und 1.50 M.
zu einer Kur erforderlich: 2 Pakete zu 5 M. fur zuſ. 8

tohoPortoberechnung

Armbändern, Broschen, von 2—10 Zentner Tragkreft
Colliers ete. kar iſt man am beſten bei

hervorragend günſtiger Einkauf e Gr. UulSr. Ulrich-

o Vom I15. April ab befindet ſich mein Geſchäft Kalkſtraße 1
Emil Schneider, Kälfſtr. h

i d F e J e n a o ich n. wen J
ür. Heparatarwerugtaft.

r KHtellung sarht ver-
lange die „Deutsche Va-
kanzenpost“ Esslinwen 156.

Goldſchmied Klin 2z,

Mérgen u. jed. Dienstag

SchlachtefeJoh. Fischor,
Gr. Goſenſtr. 39.

Große Ulrichſtraße Nr. 41.

a r en u ezBuchd v h. S

Blutreinigungskur iſt gerade jetzt

und ſollte demnach in keiner

M. ohne l

In Lefterwagen (handarbei)

Mlöhol-
Ausstattungen

1 Sekretär
1 Vertikow
f1 Ausziehtisch
4 Rohrstühle
1 Spiegel
1 Sofa
2 Zettstellen
1 Küchenschrank
1 Tisch
2 Stühle

zusammen M, 278.

1 Sekretàär
1 Vertikow
1 Ausziehttseh
4 Rohrstühle
1 Spiegel
1 Sofa
2 Bettstellen
f Küchenschrank
1 Tisoh
2 Stühle

?usamm Mk. 340.
1 Sekretar
1 Vertikow
1 Trumeaux
4 Rohrstähle
1 Sofatisch
1 Sofa
2 Bettstellen
2 Matratzen
1 Küchenschrank
1 Tisch
2 Stühle

MöbelfabrikWille
r. AKlrkerstraese 26

am eZur Anfertigung eleganter 9
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Beilage zum Volksvblatt.
Ur. 51. Halle a. S., Dienstag den 2. März 1909. 20. Jahrg.

Deutſcher Reichstag.
215. Sitzung. Sonnabend, den 27. Februar, nachmittags 2 Uhr.

Präſident Graf Stolberg: Am Donnerstag hat der Abgeordnete
Kulerski einen beleidigenden Zwiſchenruf gemacht. Hätte ich ihn
gehört, hätte ich den Abgeordneten zur Ordnung gerufen. Heiter
keit). Auf der Tagesordnung ſteht die Fortſetzung der zweiten Be
ratung des

Etats der Schutzgebiete und des Kolonialamts.
Abg. Eichhorn (Soz.):

Herr Lattmann hat die kindiſche Bemerkung gemacht, die Sozial
demokratie ſei in der Kolonialpolitik auf dem Wege nach Damaskus.

Präſident Graf Stolberg: Es iſt unzuläſſig, zu ſagen, ein Ab
geordneter habe eine kindiſche Bemerkung gemacht. Ich rufe Sie
zur Ordnung. Gr. Heiterk. b. d. Soz.P

Abg. Eichhorn (Soz.) fortfahrend: Wir ſtehen der Kolonial-
politik, wie ſie betrieben wird und vorausſichtlich auch in Zukunft
betrieben wird, genau ſo ablehnend gegenüber wie ſeither, wenn
wir auch nicht bei jedem Gehalt eines ſchwarzen Poliziſten es für
nötig halten, unſere grundſätzliche Ablehnung zu wiederholen. Das
hätte Herr Lattmann wiſſen können.

Weshalb ſollten wir auch unſere Stellung ändern Freilich,
hört man den Staatsſekretär, ſo hat ſich ſehr viel geändert. Als
er von Oſtafrika zurückkam, war das Fazit ſeiner Berichte die
eigentliche Wertloſigkeit der Kolonien. Er ſchilderte auch rück-
ſichtslos die Ausbeutung und Rechtloſigkeit der Eingeborenen. Es
war ein Bild, deſſen Treue wir aufs Wort glaubten, zumal ſie
von anderer ſachverſtändiger Seite beſtätigt wurde. Es handelte
ſich eben im vorigen Jahr darum einen dunkeln Untergrund zu
malen, um die Kolonialbahnen hier durchzuſetzen. (Sehr richtig!
bei den Soz.). Man ſagte, das Elend beſteht blos, ſo lange keine
Bahnen da ſind. Die Bahnen und die Gelder wurden dann auch
bewitngt. Sie ſind aber natürlich heute noch nicht gebaut. Und
jetzt ſoll die ganze Miſere in ein Paradies umgewandelt ſein. Der
Optimismus iſt obenauf, genau wie damals, als der Kolonial
ſelretär, bevor er Afrika geſehen hatte, ſeine berühmte Bilanz vor
legte. Wie kommt denn das Entweder hat man ihm in Süd-
weſt Potemkinſche Dörfer gezeigt, oder, was näher liegt, es ſind
keine Eiſenbahnen mehr notwendig, und daher braucht man nicht
mehr ſo ſchwarz zu malen wie im Vorjahr. Man muß wieder
roſa malen, um den Wert der Kolonien in der Meinung der
Völker zu heben. (Sehr richtig! bei den Soz.). Selbſt die Kreuz
zeitung hat Waſſer in den Wein dieſes übertriebenen Optimismus
gegoſſen. Der geſamte Handel der Kolonien beträgt 130 Millionen,
das kommt für Deutſchlands Entwickelung nicht irgendwie in Be
tracht. Umſoweniger, als der deutſche Anteil an dieſem Handel
nur wenig über 600 beträgt. Man hat auf die Baumwollpro
duktion der Kolonien hingewieſen. Wir Sozialdemokraten würden
es mit Freuden begrüßen, wenn die deutſche Textilinduſtrie ſich
von Amerika unabhängig machen könnte. Aber ſelbſt, wenn unſere
koloniale Produktion ſich verhundertfachte, würde unſer Bedarf
noch nicht gedeckt ſein. (Hört, hört! bei den Soz.). Genau ſo
liegt es mit den anderen Ausfuhrwerten und ebenſo ſteht es mit
der Einfuhr.

Einen erheblichen Beſtandteil der Einfuhr macht allerdings der
Alkohol aus. Die 7000 dort befindlichen Männer haben 35 000
Hektoliter Bier konſumiert, alſo fünf Hektoliter pro Mann und
Jahr. Von einer überraſchenden Aufwärtsentwickelung der Kolonien
kann alſo nicht die Rede ſein. Die Zahl der weißen Anſiedler
hat in der Tat in allen Kolonien von 12300 auf 12850 Perſonen
zugenommen. Aber hierunter ſind nur 9400 Deutſche, wovon
1100 Beamte und 567 Miſſionare, die mit der Entwickelung nichts
zu tun haben. Die amtlichen Berichte haben nur den Zweck der
Stimmungsmache, wie auch Herr von Camp hervorhob. Aber
trotzdem leugnen ſie nicht, daß die geſundheitlichen Verhältniſſe
nicht beſſer geworden.

Daß in Südweſt Diamanten vorhanden ſind, beſtreite ich nicht.
Aber ſelbſt wenn man die allerhöchſte Schätzung der Funde nimmt,
ſo würde das Ergebnis noch nicht einmal die Koſten des ſüdweſt
afrikaniſchen Aufſtandes decken. Als wir vor einigen Jahren die
Grauſamkeit und die Greuel in der Unterdrückung dieſes Aufſtandes
hier brandmarkten, warf man uns Verhetzung vor, jetzt hat der
Staatsſekretär ſelbſt von dieſer Stelle aus von einer der Eigenart
des Landes nicht angepaßten Kriegsführung ſprechen müſſen. (Hört,
hört b. d. Soz.) Der oberſte Kriegherr muß dieſen Rüffel ruhig
einſtecken, denn es war allerdings ein Vernichtungskrieg. (Sehr
richtig! bei den Soz.)

räſident rer Sie haben geſagt, der oberſte Kriegs
Brrr habe einen Rüffel einſtecken müſſen. Jch rufe Sie dafür zur

rdnung.Abg. Eich orn (Soz. fortfahrend) Die Diamantenfunde kommen

nicht dem Mutterlande zugut. Es iſt vielmehr das internationale
Großkapital, das den Löwenanteil ſich ſichert, um ſich mühelos und
raſch zu bereichern. (Sehr richtig! b. d. Soz.) Vorerſt iſt ein
wildes Börſenſpiel die Konſequenz. Die Otavikompagnie iſt faſt
ganz in engliſchem Beſitz, arbeitet aber neuerdings ſtark mit dernationalen Phraſe. Der du Tippelskirch hat ja gezeigt, wie leicht

die Reichsbehörden zu übertölpeln ſind. (Sehr gut! b. d. Soz.)
Die Kolonien ſind nichts als der Schauplatz großkapitaliſtiſcher
Ausbeutung, aus der die Großbanken den Vorteil gehen Dabei
ſind, laut vorliegenden Berichten und Klagen, von Arbeitern und
Beamten der Otavigeſellſchaft, über die Hälfte, ſogar der e
Beamten nicht Deutſche, ſondern Jtaliener, Kroaten, Ungarn,
Tſchechen, Spanier uſw. (Rufe b. d. Soz.: Nationale Politik
Jedes Schiff bringt billige Arbeitskräfte, die ges um jeden Preis
anbieten. ie alten werden dann auf die Straße geworfen. Hört,
hört!) Ohne alle Subſiſtenzmittel Zape ſie den 75 Kilometer
re eg nach Swakopmund zu Fuß zurücklegen. (Hört, hört!

d. Soz.)
Wir hatten geſtern ein intereſſantes Duell zwiſchen dem Staats

ſekretär und den Herren von Liebert, Dr. Arendt und Lattmann.
Es handelt ſich darum, ob in Oſtafrika die weiße Bevölkerung die
Eingeborenenausbeutung ſchrankenlos betreiben darf oder ob man
dieſe Ausbeutung eindämmen muß. Auch Herr r 3
ſtadt hat erklärt, geprügelt muß werden, nur nicht zu nrecht.
Wenn man ſich aber nicht entſchließt, das Prügeln überhaupt zu
laſſen, dann wird man niemals auf eine höhere Kulturſtufe ge
langen. Das erreicht man nur, indem man die Eingeborenen als
Menſchen behandelt. Herr Dr. Arendt geriet nun über den
Staatsſekretär geſtern vollſtändig aus dem Häuschen. Er hat uns
vorgejammert, wie notwendig der Schutz der unterdrückten weißen
Bevölkerung ſei. Er hat ſich bei dieſer Gelegenheit einen alten
Afrikaner genannt. 38 habe aber bisher immer angenommen,
die Wiege der Ahnen des Herrn Dr. Arendt habe in Klein-Aſien
geſtanden. (Stürm. Htkt.) e Dr. Arendt, der ſich als Schutz
engel der unterdrückten Weißen aufgeworfen hat, hätte hier im
eichstage und im Landtage n Gelegenheit, als Schutz
engel unterdrückter deutſcher Staatsangehöriger aufzutreten, ver
ſäumt aber leider hartnäckig jede ſolche Gele enheit. (Htkt. und
Sehr gut b. d. Soz.) Dafür verteidigt er die a rikaniſche Pflanzer-
freiheit der Ausbeutung. Herr v. Liebert ſprach von Abhärtung
im Wahlkampfe. Er iſt allerdings ſehr abgehärtet gegen die
ehe Se Anfrage, wo gewiſſe unter ſeiner Verwaltung veraus-
gabte Gelder eblieben ſind. (Sehr gut! b. d. Soz.) Die Herren
Liebert und Genoſſen ſehnen ſich augenſcheinlich nach dem alten
Peitſchenregiment zurück. Wir ſchwärmen nicht für die Politik
des Herrn Dernburg, aber wir ziehen ſie immerhin entſchieden
der ſogenannten heroiſchen Kolonialpolitik der Arendt und Liebert
vor. Von jeher bekränzte ſich das Brigantentum mit dem Schim-
mer des Heroismus. (Sehr gutl b. d. Soz) Wir wünſchen, ſo

entſchiedene Freunde der Selbſtverwaltung wir ſonſt ſind die
ſogenannte Selbſtverwaltung in Oſtafrika ſo ſchnell als möglich
beſeitigt. Dieſe karikierte Selbſtverwaltung bedeutet nur das
Verfügungsrecht der Pflanzer über die Eingeborenen. (Sehr
wahr agegen ſind wir bereit, an einer Selbſtverwaltung für
die Kolonien mitzuwirken, an der auch die Eingeborenen teil
nehmen. Aber das freilich wollen unſere Kolonialpolitiker nicht.
Unſer Kollege hier im Reichstag, Dr. Arning, vertritt den Stand-
punkt, daß die Bildung der Schwarzen eine Gefahr für die weiße
Herrſchaft bedeutet. Daher fordert er verſtärkte militäriſche Be-
ſatzung. Dieſe Politik wird auch für die deutſchen Steuerzahler
unabſehbare Folgen haben. Die Keime der Kolonialarmee wer-
den ſich ins ungeheure entwickeln. Die Militärpartei wird wieder
Oberwaſſer gewinnen und der Geiſt Trothas den Geiſt Dern-
burgs beſiegen. Wir Sozialdemokraten werden nicht aufhören,
die Kolonialpolitik zu bekämpfen, die ob heroiſch oder kom
merziell eine Ausbeutungspolitik iſt und bleiben wird. (Lebh.
Beifall b. d. Soz.)Abg. Dr. Arning (ntl.) behauptet, daß die Handelsbilanz der
Kolonien eine günſtige ſei, freut ſich, daß die Negerinnen nicht
mehr nachts herumlaufen, wünſcht aber, daß ſie mehr deutſches
Zeug verwenden, wendet ſich gegen die angebliche Bevorzugung
der Jndier in Oſtafrika und wünſcht eine Arbeitsordnung, die die
gerechten Beſchwerden“ der Pflanzer beſeitigt und die Schwarzen
zur regelmäßigen Arbeit anhält. Die Engländer faſſen die Schwarzen
auch nicht mit Glacéhandſchuhen an. Redner verbreitet ſich aus
führlich über die Geſchichte der Hottentotten und die angeblichen
Verdienſte des Herrn v. Liebert, feiert den Herrn v. Lindequiſt
und verlangt einen intenſiveren Bahnbau in den Kolonien Redner
plädiert auf mildernde Umſtände für den ſtarken Alkoholgenuß in
den Kolonien und freut ſich (unter großer Heiterkeit der Sozial
demokraten) über die gefundenen Diamanten.

Abg. Erzberger (Zentr.) erkennt den Fortſchritt der Kolonien
an, betont aber, daß die Rechtspflege daſelbſt noch ſehr im Argen
liege. Der Kampf gegen Ausbeutung und Ausrottung der Ein
geborenen, gegen Monopolwirtſchaft und Verſchroendung iſt ein
Kampf, den auch wir ſtets geführt haben. Deshalb unterſtützen
wir den Staatsſekretär. Wir treiben keine Politik der Rache und
der Verärgerung. (Lebh. Sehr richtig! im Zentrum.) Jch will
gern die Verantwortung für die Folgen einer gerechten Ein
geborenenpolitik übernehmen wenn Herr Arendt die Verant-
wortung für die Folgen einer Politik übernehmen will, die zu
25 Ausſtänden unter einem einzigen Gouverneur geführt hat.
(Sehr gut! im Zentr. und bei den Soz.) Die Verteidiger der
alten Prügel- und Hängepolitik ſind ſeit den aufklärenden Pro-
zeſſen in München und Köln etwas ſehr kleinlaut geworden. Sehr
gut! bei den Soz.) Nach der famoſen Geſchichtstheorie des Herrn
Nrendt brach wohl der Bauernkrieg und die ruſſiſche Revolution
wegen zu milder Behandlung aus? (Sehr gut! bei den Soz.)
Wir können dem Staatsſekretär nur zurufen: Dernburg, bleibe
hart gegenüber den Gewaltpolitikern! (Lebh. Beifall) Gegen
die Ausbreitung des gefährlichen Mohamedanismus ſind Miſſionen
die beſte Schutzwehr. Es iſt ſchade, daß der Gouverneur v. Liebert
nicht den ſchönen Eifer für Rechnungslegung beſeſſen hat, den der
Abg. v. Liebert an den Tag legt. (Sehr gut! im Zentr. und bei
den Soz.) Die Abſchaffung des Monopols der Firma Tippels-
kirch hat ſehr günſtig gewirkt. Hört, hört Glücklicherweiſe
läuft auch bald das Monopol der Oranienapotheke ab. Von dieſer
Apotheke konnte man ſingen: Ja, das iſt ein Geſchäft, das bringt
noch was ein! (Große Heiterkeit.) Wir ſind Anhänger einer
ſparſamen, negerfreundlichen, kulturbringenden und chriſtlichen
Kolonialpolitik! (Stürmiſcher Beifall im Zentr.)

Hierauf vertagt das Haus die Weiterberatung auf Montag 2 Uhr.
Schluß 6 Uhr.

Preußiſches Dreiklaſſenhbaus.
41. Sitzung. Sonnabend, den 27. Februar, vormittags 11 Uhr.

Auf der Tagesordnung ſteht die zweite Beratung des
Etats des Miniſteriums des Jnnern.

Beim Ausgabetitel „Gehalt des Miniſters“ wird zunächſt die
nordſchleswigſche Frage beſprochen.

Abg. Dr. Schifferer (natl.): Die däniſche Agitation, die im
letzten Jahre eine beachtenswerte Stärkung erfahren hat, geht
direkt auf die Lostrennung Nordſchleswigs von Deutſchland
aus. Das hat der Abg. Hansſen in einem gerichtlichen Proto-
koll auch ganz offen als Ziel ſeiner Partei zugegeben. Trotz
dem verlangen wir keine Ausnahmegeſetze gegen die Dänen.
Wir wünſchen aber, daß der Miniſter mit loyalen Mitteln
den däniſchen Zuzug fernhalten möge. Die Ausweiſung einiger
däniſcher Agitatoren wir mit Freuden. Wir brauchen
ein konſequentes, ſtrenges Regiment. Statt deſſen aber haben
wir einen Zickzackkurs. (Lebh. Beifall b. d. Natl.)

Abg. Johanſſen (freikonſ.): Gegenüber der maßloſen däni-
ſchen Agitation müſſen wir auf dem Poſten ſein. Etwas mehr
Dampf, Herr Miniſter! (Lebh. Zuſtimmung rechts.)

Abg. Graf Reventlow (konſ.): Gegen die wüſte däniſche Agi-
tation muß etwas geſchehen. Vor einer däniſchen Armee
haben wir keine Ang. Wir würden ſie beim Ueberſchreiten
der Grenze einfach ſofort verhaften. (Gr. Heiterkeit rechts.)

Miniſter des Jnnern v. Moltke: Schuld an der neuen Be-
unruhigung in Nordſchleswig iſt der Optantenvertrag. DieDänen ſondern ſich von den Deutſchen ab und ihre Bereine

nehmen zu. Schon die Jugend wird gewiſſenlos verhetzt. Die
Deutſchen werden boykottiert. Deshalb betreibt die Regie
rung eine Politik der nachhaltigen Förderung des Deutſch
tums und wird gegen die berufsmäßigen Agitatoren die ſchärf-
ſten Mittel anwenden. Beifall rechts.)

Abg. Kleppenborg-Skrumsager (Däne) ſchiebt die Schuld
an der Verſchärfung der Gegenſätze auf den Vorſitzenden des
Deutſchen Vereins für das nördliche Schleswig, Hahn.

Abg. Graf Moltke (freikonſ.): Die Beſtrebungen der Dänen
laufen auf die Vereinigung Südjütlands mit Dänemark hin-
aus und müſſen daher ſcharf bekämpft werden.
Damit ſchließt die Beſprechung über dieſe Frage. Es folgt

die allgemeine daun wir r Es liegen dazu vor
zwei Anträge der Abgg. Hirſch- Berlin u. Gen. (Soz.).
Der eine Antrag erſucht die Regierung, ſobald als möglich
einen Geſetzentwurf vorzulegen, durch den unter Aufhebung
aller zurzeit in Preußen geltenden Stadt- und Landgemeinde-
ordnungen für den geſamten Umfang der Monarchie eine ein-
heitliche Gemeindeordnung auf folgender Grundlage erlaſſen
wird: a) Bildung der Gemeindevertretung durch allgemeine,
gleiche, direkte und geheime Wahlen Gewährung des aktiven
und paſſiven Wahlrechts an alle über 20 Jahre alten Ein-
wohner der Gemeinde ohne Unterſchied des Geſchlechts; Auf-
hebung aller Beſitzvrivilegien: inkammerſyſtem; b) Be-
ſchränkung des ſtaatlichen Aufſichtsrechts auf das Recht der
Beanſtandung ungeſetzlicher Verwaltungsakte der Gemeinden;
Prüfung ihrer Geſetzmäßigkeit durch die ordentlichen Gerichte;
Aufhebung der die Selbſtverwaltung einſchränkenden Befehls-
gewalt der Staatsbehörden gegenüber den Gemeinden.

Der zweite Antrag verlangt noch für dieſe Seſſion einen
Geſetzentwurf, wonach, ſoweit in Staatsgeſetzen der Verluſt
öffentlicher Rechte von dem Bezug einer Armenunterſtützung
abhängig gemacht wird, als Armenunterſtützung nicht anzu-
ſehen ſind: 1. die Krankennnterſtützung; 2. die einem Ange-
hörigen wegen körperlicher oder geiſtiger Gebrechen gewährte
Anſtaltspflege: 83. Unterſtützungen zum Zwecke der Jugendfür-
ſorge, der Erziehung oder der Ausbildung für einen Beruf;
4. ſonſtige Unterſtützungen, wenn ſie nur in der Form ver-

einzelter Leiſtungen zur Hebung einer augenblicklichen Not-
lage gewährt ſind; 5. Unterſtützungen, die erſtattet ſind.

Abg. Heydebrand v. d. Laſa (konſ.): Den Antrag der Sozial-
demokraten auf Einführung des allgemeinen Wahlrechts in den
Kommunen lehnen wir ab. (Bravo! rechts.) Den anderen
ſozialdemokratiſchen Antrag und den Antrag Wendlandt bitten
wir der Wahlprüfungskommiſſion zu überweiſen. Der Fall
des Bürgermeiſters Schücking hat im Vorjahr ein gewiſſes Auf
ſehen erregt. Unſerer Partei gehört dieſer Herr nicht an
(Heiterkeit), und wir überlaſſen es der liberalen Partei ihn zu
verteidigen. Es wird nicht ganz leicht ſein, dieſe Partei feſt
zuſtellen! (Heiterkeit rechts.) Ganz allgemein ſind wir der
Meinung, daß kein unmittelbarer Staatsbeamter wegen ſeiner
politiſchen Geſinnung bedrängt werden ſoll. (Beifall rechts.)
Jch glaube, man hätte dem ganzen Fall Schücking die Spitze
abgebrochen, wenn die Regierung ſofort erklärt hätte, daß Herr
Schücking nicht wegen ſeiner liberalen Geſinnung, ſondern
wegen ganz anderer Dinge beſtraft worden iſt. Statt deſſen
hat die Regierung den Regierungspräſidenten geopfert und in
einen Urlaub geſchickt, aus dem er heute noch nicht zurückgekehrt
iſt. Das iſt aber eine ſehr bedenkliche Sache. (Sehr richtig!
rechts. Wo bleibt da die Autorität der Beamten? (Sehr
qut! rechts.) Sollte ſich irgendein Organ des Reiches in die
Erledigung des Falles Schücking eingemiſcht haben, ſo könnten
wir uns in Preußen das unmöglich gefallen laſſen. (Lebh.
Beifall rechts.) Sollte ferner bei dieſem Fall ſich irgendein
parlamentariſcher Nebeneinfluß geltend gemacht haben, ſo
würden wir gleichfalls dagegen aufs ſchärfſte proteſtieren.
(Lebh. Zuſtimmung rechts.)

Miniſter des Jnnern v. Moltke: Jch kann erklären, daß
irgendwelche Rückſicht auf die Blockvolitik nicht zur Beurlau-
bung des Regierungspräſidenten geführt haben. Der Regie-
rungspräſident hat den Urlaub ſelbſt nachgeſucht. (Lachen
rechts.)

Abg. Hirſch-Berlin (Soz.):
Der konſervative Redner hat die erſte Gelegenheit ergriffen,

Angriffe gegen den Miniſter zu richten, die ſo ſcharf waren
wie wir ſie bisher noch nicht erlebt haben. Und das alles nur,
weil der Miniſter einige liberale Konzeſſionen gemacht haben
ſoll. Wenn die Freiſinnigen es wagen, die Blockpolitik auf
Preußen zu übertragen, dann werden ſie von der Rechten mit
Hohn überſchüttet. Für die Uebertragung des Reichstagswahl
rechts auf Preußen werden wir weiter mit der größten Ent-
ſchiedenheit kämpfen. Wenn wir es für nötig halten, werden
wir auch vor

Straßendemonſtrationen
nicht zurückſchrecken, denn ſie ſind ein durchaus erlaubtes
Mittel. (Lärm und Ohorufe rechts.) Am Abend der letzten
Reichstagswahl haben Sie ſelbſt vor dem Palais des Fürſten
Bülow demonſtriert. Aber den Arbeitern ſoll es verboten ſein!
Nun hat man geſagt, die Führer blieben hinterm Ofen ſitzen.
Das iſt nicht richtig. Die Straßendemonſtrationen vor dem
Abgeordnetenhauſe ſind photographiert worden und auf dieſem
Bilde ſind die bekannten Führer der Sozialdemokratie deutlich
zu ſehen. Führer, die zu Hauſe bleiben, würden wir überhaupt
nicht dulden. Wenn Ungeſetzlichkeiten bei den Demonſtrationen
vorgekommen ſind, dann ſind Polizeiſpitzel daran ſchuld.
(Lachen rechts.) Der Berliner Polizeipräſident hatte gute
Gründe, als er ſeinen Beamten die Genehmigung zur Aus-
ſage in dem großen Demonſtrationsvrozeß ver ſagte. (Sehr
richtig! b. d. Soz.) Unter Zeugeneid iſt dort ausgeſtkgt worden,
daß ſich Kriminalbeamte an den Demonſtrationszügen be-
teiligt haben. (Hört! bört! b. d. Soz.) Und das Urteil hat feſt-
geſtellt, daß für die Wahrheit dieſer Behauptung manches bei-
gebracht worden iſt. Wir haben in letzter Zeit überhaupt bei
uns

eine ganze Reihe ſolcher Spitzel entdeckt.
Einige davon kann ich Jhnen hier im Bilde vorführen. Heiter
keit Ein Hausdiener Ernſt Philipp alias Kriminalſchutz-
mann Paul Dietrich ließ eines Tages ſeinen Ueberzieher hän-
gen. Jn dieſem Ueberzieher fanden wir ein Notizbuch, in
dem genau verzeichnet ſtand, wie lange er ſozialdemokratiſche
Gemeindevertreter „überwacht“ hat. Wir haben uns ein Album
für die Bilder dieſer Männer zugelegt. Geht es ſo weiter, wie
in den letzten Jahren, ſo wird es bald den Umfang des

Verbrecheralbums
auf dem Berliner Polizeipräſidium erlangen. Heiterkeit b. d.
Soz.) Ein anderer Kriminalſchutzmann hat ſich vor allem
fleißig an der Agitation für die Landtagswahl beteiligt. Jhm
mit iſt es zu danken, daß wir hier reden können. Heiterkeit
b. d. Soz.) Dieſer Mann hat der Partei ſogar ſeine Liebe ge-
opfert, denn ſeine Berta ſagt ſich von ihm los, weil er ſich gar
nicht um ſie gekümmert hat. Er hatte den Kopf voll von
ſozialiſtiſchen Jdeen. Heiterkeit und hört! hört! b. d. Soz.)
Ein anderer Spitzel war als Goldarbeiter William Springer
organiſiert und wollte vor allem

die Jugendorganiſation zu Dummheiten veranlaſſen.
Den beiden Vorſitzenden gab er 70 Mk. für die Reiſe nach dem
Nürnberger Parteitag. (Hört! hört! b. d. Soz.) Das Geld
floß in unſere Parteikaſſe. Ein anderer Kriminalbeamter, der
ſich ebenfalls als Ausländer einführte, bedauerte, als Aus-
länder nicht zum Landtag wählen zu können. Aber wir be-
obachteten, wie er unter ſeinem richtigen Namen für die bürger-
lichen Parteien ſtimmte. (Hört! hört! b. d. Soz.) Jſt der
Miniſter von dem Treiben dieſer Leute unterrichtet, billigt er
es oder will er von der Tribüne des Landtages herab dieſes
ſchmutzige Gewerbe verwerfen? Vielleicht überweiſt
man dieſe Kreaturen Herrn Stroſſer als Verſuchsobjekte, wenn
ich auch ſonſt nicht für die Prügelſtrafe ſchwärme. Heiterkeit
und ſehr gut! b. d. Soz.) Die Geheimniſſe, die man mit dieſen
Svitzeln erfahren will, beſtehen bei uns nicht. Unſer Partei-
leben ſpielt ſich in voller Oeffentlichkeit ab. Weiter will man
die Sozialdemokratie

zu Gewalttätigkeiten provozieren.
(Widerſpr. rechts.) Man will ſich Material für ein neues Aus-
nahmegeſetz beſchaffen, das Fürſt Bülow in ſeiner bekannten
Rede angekündigt hat. Ein Ausnahmegeſetz aber kann nur
wünſchen, wer glaubt, daß die Sozialdemokratie eine Revolu-
tion im Heugabelſinn beabſichtige. Auch im Ausland treiben
deutſche Spitzel ihr Unweſen. Jn Zürich wurde ein Polizei-
ſpitzel entlarvt, der erklärte, daß die Berliner volitiſche Polizei
ſeine Notlage benutzt habe, um ihn in ihre Dienſte zu zwingen.
Eben ſo wichtig wie die Beſeitigung der Dreiklaſſenwahl für
den Landtag iſt ihre Beſeitigung für die Wahlen zu den Ge-
meindevertret ungen. Wir wiſſen, daß wir mit dieſer
Forderung allein ſtehen. Aber das darf uns nicht abhalten,
ſie zu propagieren. Es ſchadet gar nichts, wenn künftig mehr
Sozialdemofraten in den Gemeindevertretungen ſitzen. Denn
ſelbſt die Oberbürgermeiſter Adickes und Fuß haben ſich an-
erkennend über die Tätigkeit ſozialdemokratiſcher Stadtverord-
neten ausgeſprochen. Die vielgevrieſene Steinſche Städteord
nung ſah die gebeime Wahl in den Gemeindevertretungen vor.
Die vrenßiſche Regierung ſtand 1876 auf demſelben Stand-
punkt. Wir verlangen auch die

Beſeitigung des Hausbeſitzerprivilegs,
weil namentlich in den Großſtädten die Hausagrarier ein
geradezu gemeingefährliches Element bilden, das jede geſunde
Steuerreform und Bodenpolitik verhindert. Auch eine ſoziale
Wohnungspolitik ſcheitert an dem Widerſtand der Hausbeſitzer.
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Wenn man die Schädlichkeit wen Wo anerkennt, dann muß man den Gemeinden die Möglichkeit geben,
eine Reform vorzunehmen. Dieſe Möglichkeit iſt den Ge
meinden aber genommen durch das völlig veraltete Hausbe
ſitzerprivileg. Wie ſteht es mit den Wohnungsgeſetzentwurf?
Es iſt eine Ungerechtigkeit, den Bezug von Armenunterſtützung

in Zuſammenhang zu bringen mit dem Verluſt des Wahlrechts.
Weiter verlangen wir ein wirkliches Selbſtverwaltungsrecht

der Kommunen. Auch das Zentrum hat früher das verlangt,
was unſer Antrag herbeiführen will. Und ſelbſt der konſer
vative Freiherr v. Manteuffel hat erklärt, daß das Beſtäti
gungsrecht der Regierung zu Widerwärtigkeiten und Gehäſſig-
keiten führt. Eine Reform der Städteordnung iſt alſo not
wendig denn ſie ſteht immer noch auf dem Standpunkt der
Zeit Friedrich Wilhelms IV. Viele Klagen Zu ſühren haben
wir über Verletzungen des Vereinsgeſetzes. Die Polizeiſtunde
wird widerrechtlich gegen ſozialdemokratiſche Verſammlungen
in Anwendung gebracht. Sozialdemokratiſche Vereinsverſamm-
lungen ſind in Dortmund, Magdeburg und anderen Städten zu
öffentlichen Verſammlungen geſtempelt worden. Wir verlangen
hier für uns

das gleiche Recht,
das den bürgerlichen Parteien ohne weiteres gewährt wird.
(Zuſtimmung b. d. Soz.) Es wird ſo viel vom Sparen ge
ſprechen. Nun, es werden jetzt von den unteren Polizeiorganen
Leute zur Anzeige gebracht, die vor Gericht dann freigeſprochen
werden, und die Staatskaſſe muß die Koſten tragen. Das Geld
könnte geſpart werden. Einen ſonderbaren Eindruck machte es
auf uns, daß bei der Beerdigung der Frau unſeres verſtorbenen
Führers Liebknecht die Gendarmen mit Revolvern be-

J 65 v r F m 5 32 Jwaffnet waren. Durch ſolche Mittel wird die Sozialdemokratie
jer g ls geſchwächt. Den Legitimationszwang für aus

ländiſche Arbeiter halten wir nach wie vor für verfaſſungswidrig.
Die Hauptſache bei der geplanten Verwaltungsreform iſt, daß
ein neuer Geiſt in die Verwaltung einzieht. Aber eine Frei-
heit, wie wir ſie wünſchen, iſt unmöglich ohne eine freiheitliche
Geſetzgehung. Und eine freiheitliche Geſetzgebung iſt abhängig
von

einem freiheitlichen Wahlrecht.
eshall der Weg für freiheitliche Reformen in Preußen

erſt frei, wenn das Dreiklaſſenwahlrecht beſeitigt
iſt. (Lebh. Beifall b. d. Soz.)
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Halle und Saalkreis.
Halle a. S., 1. März 1909.

Hausagrarier und Straßenreinigungspflicht.
Ein hieſiger Hausbeſitzer hatte ein Strafmandat über 3 Mk.

erhalten, weil er am 12. Januar d. J. den Schnee vor ſeinem
Hauſe nicht hatte fortfegen laſſen, obwohl er von einem Polizei-
ſergeanten dazu aufgefordert worden war. Gegen den Straf-
befehl hatte er Einſpruch erhoben, unter Berufung auf wieder-
holte Entſcheidungen der hieſigen Strafkammer und des
Kammergerichts, durch die bekanntlich die hieſigen Polizeiver-
ordnungen über das Fortſchaffen von Schnee und Eis für un-
gültig erklärt worden ſind, da ſie ſich nicht auf Obſervanz
ſtützen können. Der Verteidiger des Hausbeſitzers, Juſtizrat
Lembſer, teilte in der Einſpruchsverhandlung vor dem
Schöffengericht mit, es ſeien in letzter Zeit an die 400 Straf-
mandate gegen Hausbeſitzer wegen verſäumten Schneefegens
uſw. ergangen. Wenn die Polizei die erneute Aufrollung der
Frage beabſichtige, ſo hätte der Erlaß von einem oder zwei
Mandaten auch genügt. Vielleicht wolle die Polizei den Verſuch
machen, ob das Kammergericht nicht einen andern Standpunkt
einnehmen wolle als bisher. Vermutlich ſolle die wiederauf-
gefundene Gaſſenordnung von 1706 der Polizei zur
Grundlage ihres erneuten Vorgehens dienen. Aber durch dieſe
Ordnung laſſe ſich eine Obſervanz nicht erweiſen, denn ſie ver
ordne keineswegs das Fortſchaffen von Schnee und Eis ſchlecht-
hin, ſondern nur bei eintretendem Tauwetter. Der Vertreter
der Amtsantvaltſchaft erklärte, von der Polizei ſei der Anklage-
behörde bisher noch kein neues Beweismaterial vorgelegt wor-
den. Er beantragte daher Vertagung der Verhandlung. Der
Verteidiger widerſprach dieſem Antrag, denn nur Zweifel über
Tatſachen, nicht aber über die Rechtsauffaſſung könnten eine
Vertagung rechtfertigen. Auch werde die Polizei noch Zeit
genug haben, in den Berufungs- Verhandlungen neues Beweis-
material vorzulegen. Der Verteidiger berührte auch den Um-
ſtand, daß nach Veröffentlichungen aus letzter Zeit das Ober-
verwaltungsgericht in dieſer Frage einen andern Standpunkt
eingenommen habe als das Kammergericht. Aber das Ober-
verwaltungsgericht könne nur dann in Frage kommen, wenn
die Polizei gegen die Hausbeſitzer nicht durch Strafbefehle, ſon
dern in der Weiſe vorgehe, daß ſie das Schneefegen und Aſche-
ſtreuen vor den Häuſern der Säumigen ſelbſtändig vor-
nehme, aber auf deren Koſten. Die Koſtenfrage könne
dann allerdings die Streitenden vor das Oberverwaltungs-
gericht führen. Das Schöffengericht lehnte den Vertagungs-
antrag des Amtsanwalts ab und hob den gegen den Haus-
beſitzer erlaſſenen Strafbefehl auf. Durch wiederholte Kammer-
gerichtsentſcheidungen ſeien die fraglichen Polizeiverordnungen
für ungültig erklärt worden, und zwar mit Einſchluß der Be-
ſtimmung über das Fortſchaffen von Schnee und Eis und das
Aſcheſtrenen bei Glätte. Denn wenn eine ganze Verordnung
im Prinzip für ungültig erklärt werde, ſo könne mit einer ein-
zelnen Beſtimmung keine Ausnahme gemacht werden.

Den verheerenden Wirkungen der Kriſe
ſind einige Berufe in ganz beſonders hohem Maße ausgeſetzt, vor
allen anderen auch die ſogenannten Kunſtgewerbe. Da iſt der
Bildhauerberuf, in dem ſchon ſeit Jahren eine große Arbeitsloſig-
keit herrſchte, die nun durch die mißliche wirtſchaftliche Lage noch
bedeutend verſchärft worden iſt.

Aus den Angaben des „Reichsarbeitsblattes“ iſt zu entnehmen,
daß aus allen an den Erhebungen des Statiſtiſchen Amtes be
teiligten Berufsgruppen von je 100 Perſonen arbeitslos waren im
Jahresdurchſchnitt:

1904 1905 1906 1907 1908
2,0 1,5 1,2 1,7 3,1 Prozent.

Von je 100 Bildhauern aber waren arbeitslos:
1904 1905 1906 1907 1908

1. Quartal 8,3 90 100 119 1422. Quartal 6,3 8,7 6,8 10,0 14,1
3. Quartal 74 1044 7,7 10,2 13,1
4. Quartal 16,1 12,6 16,4 18,8 24,9

Jahresdurchſchnitt: 9,6 10,1 9,9 12,7 16,6
Die Unſicherheit der Exiſtenz in dieſem Beruf wird noch

treffender gekennzeichnet, wenn man die Zahl der Fälle von Ar
beitsloſigkeit auf je 100 Perſonen betrachtet. Dieſe betrug in den

Jahren 1904 1905 1906 1907 19081. Quartal 43,0 52,1 45,0 48,0 56,0
2. Quartal 49,5 44 42,4 44,5 55,73. Quartal 42,6 47,0 42,3 54,3 60,84. Quartal 55,4 48,0 50,2 655,0 66,4

Sie hat alſo im letzten Viertel des Jahres 1908 eine Höhe er

reicht wie nie zuvor, v ad e hgungsloſen gegen das hr ganz emporgeſchnellt
iſt. Da auch die durchſchnittlichen Verdienſtverhältniſſe der
Bildhauer ſich nicht über diejenigen anderer Berufe erheben,
müſſen die Eltern und Vormünder ſehr genau die Befähigung
ihrer Kinder oder Mündel prüfen, ob ſie wirklich ihr Fortkommen
in einem ſo ſchwer ringenden Berufe finden können.

Mildernde Umſtände für einen Verteidiger.
Zu einem heftigen Zuſammenſtoß kam es in der geſtrigen

Schöffengerichtsſitzung zwiſchen einem Amtsrichter und einem
hieſigen Rechtsanwalt. Angeklagt war in der Sache ein
Laboratoriumsdiener, der in der Nacht zum 14. Dezember v. J.
einen Studenten in der Nähe des Stadttheaters vor dem Lokal
„Künſtlerheim“ mit einem Stock mißhandelt hatte. Der
Student behauptete vor Gericht, Schläge in das Geſicht und auf
den Kopf erhalten zu haben; auch habe man ihm ſeinen Hut
zerſchlagen. Als ein Entlaſtungszeuge mit Unterbrechungen
vernommen wurde, bat der Verteidiger, den Zeugen mehr im
Zuſammenhange zu vernehmen. Der Richter bemerkte darauf,
daß er im Gerichtsſaal die Geſchäfte handhabe. Der Verteidiger
bat nun, über ſeinen Wunſch einen Gerichtsbeſchluß herbeizu-
führen. Dieſer Wunſch wurde nicht erfüllt; nunmehr bean-
tragte der Verteidiger, über ſeinen Wunſch mit den Schöffen
im Beratungszimmer einen Beſchluß herbeizuführen. Der
Richter erſuchte den Verteidiger zu ſchweigen. Der Verteidiger
beruhigte ſich aber nicht, ſondern verlangte, daß man ſeinen
ohne Zuſtimmung der Schöffen abgelehnten Antrag zu Proto-
koll nehme. Die Schöffen ſchwiegen und der Richter verkündete
dann dem aufgeregten Verteidiger, daß weitere Proteſte als
Ungebühr vor Gericht angeſehen würden und zur Be
ſtrafung führen könnten. Darauf der Verteidiger: „Das iſt
mir gleichgültig.“ Das Gericht zog ſich dann zu einer kurzen
Beratung zurück und der Vorſitzende verkündete, das Gericht
ſei ſich e in ig darüber, daß ſich der Verteidiger einer Un-
gebühr vor Gericht ſchuldig gemacht habe. Es habe aber
geglaubt, von einer Beſtrafung des Verteidigers Abſtand
nehmen zu können, da ſich der Verteidiger in eine Erregung
„hineingeredet“ habe.

Der „hineingeredete“ Verteidiger ſchwieg und wird hoffent-
lich künftig „beſſer folgen“. Jedes Gericht verdient die Ver
teidiger, die es beſitzt. Der Herr Rechtsanwalt, dem gewiſſer-
maßen mildernde Umſtände“ bewilligt worden ſind, wird ſich
freuen, mit dem blauen Auge davongekommen zu ſein. Jm
Intereſſe des Verteidigers und der Rechtſprechung liegt das
allerdings nicht. Denn es iſt wohl anzunehmen, daß der Ver
teidiger ſich durch die Handhabung der Geſchäfte durch den
Vorſitzenden in ſeinem Rechte als Verteidiger beſchränkt ge-
fühlt hat. Ob die Schöffen nicht verpflichtet geweſen wären,
auf eine Beratung des Antrages zu dringen, ſei nur nebenbei
gefragt. Jm übrigen erſcheint es ſehr unlogiſch, eine Ungebühr
vor Gericht feſtzuſtellen und dann nicht den Mut zur Beſtrafung
zu finden. Was ſollen die armen Tröpfe dazu ſagen, die ſich
durch unüberlegte Worte in eine Ungebühr „hineinreden“ und
dann zuweilen wegen Ungebühr in eine Haftſtrafe genom-
men werden. Kurzum, die „Feſtſtellung“ der Ungebühr er-
ſcheint uns ſehr deplaziert und der Verteidiger wird ja allein
wiſſen, was er dagegen zu tun hat. Der in der Sache ange
klagte Laboratoriumsdiener wurde ſchließlich zu zehn Tagen
Gefängnis verurteilt, während der Amtsanwalt nur 50 Mark
Geldſtrafe gegen ihn beantragt hatte.

Muſenſöhne oder Rüpel?
Am Sonntag vormittag gegen 9 Uhr zogen vier ſtark be

zechte Studenten von der Verbindung „Germania“ vom Jäger-
platz über die Gr. Wallſtraße bis zur Geiſtſtraße. Die Bengel
verübten unterwegs heilloſen Unfug, indem ſie faſt alle ihnen
begegnende Paſſanten auf das gemeinſte inſultierten und ſich
zum Teil ſogar tätlich an ihnen vergriffen. Unter großem
Skandal verſuchten die Vier vom Hauſe Gr. Wallſtraße 10
die Fenſterläden abzuhängen. Der Hauswirt wußte ſie nach-
drücklich daran zu hindern. Einen daherfahrenden Wagen
hielten ſie an, indem ſie den Pferden roh in die Zügel fielen.
Nur dadurch, daß der Kutſcher mit der Peitſche nach ihnen
langte, wurden die Saufhälſe veranlaßt, ihm freien Weg zu
laſſen. Dann fielen die feinen Herren über einen Milchwagen
her. Zwei von ihnen ſchleuderten eine Kanne auf die Straße.
Mehrere junge Mädchen mußten vor den Gemeinheiten der
vier Flegel flüchten. Einer armen Frau, die einen Sack Stroh
im Tragekorb auf dem Rücken trug, riß man die Laſt her-
unter und ſchleppte dieſe eine Strecke fort trotz des Proteſtes
der Frau. Ueber die Paſſanten, die mit wachſender Ent-
rüſtung dieſes Treiben beobachtete, machten ſich die „beſſeren
Lattcher“ luſtig, indem ſie Worte wie „Fratze“ und „Freſſe“
auf ſie anwendeten. Die Roheit der vier ekelhaften Patrone
erreichte ihren Gipfel, als ſie einem jungen Depeſchenboten
begegneten. Dieſen griffen zwei von ihnen an und riſſen ihm
buchſtäblich die Kleider vom Leibe. Als ſich der junge Mann
wehrte, fielen auch die andern zwei über ihn her, warfen ihn
zu Boden und ſchlugen auf ihn ein. Nun aber bekamen die
vier Burſchen, die außerdem noch einen Hausdiener angriffen
und ſchlugen, von den Umſtehenden Ohrfeigen, denen ſie ſich
ſchleunigſt durch die Flucht entzogen. Zwei rannten von der
Alten Promenade der Geiſtſtraße zu, zwei in die Gr. Ulrich-
ſtraße, wo dieſe aber von ihren Verfolgern geſtellt und einemPolizeibeamten übergeben wurden. Wenn die Polizei wie

der einmal Feſtſtellungen über das Lattcherweſen in Halletreffen will, dann wirt ſie ſich hoffentlich auch ſolcher gefähr-

lichen Subjekte erinnern, auf die alle Vorausſetzungen zum
Eintritt in die Bummlerzunft zutrefſen. Nicht arbeiten, ſaufen,
Roheiten aller Art begehen, darin haben dieſe Sorte Studen-
ten etwas los. Arbeiter begehen in der Trunkenheit auch mit
unter Dinge, die nicht gerade ſchön zu nennen ſind. Wenn
man aber den Bildungsgrad dieſer „beſſeren“ Jünglinge in
Erwägung zieht, wird ihr gemeingefährlichrs Treiben wohl
nie an Roheit erreicht. Solche Elemente an den höchſten Bil-
dungsinſtituten des Staates vervollſtändigen das Bild von
der Ungerechtigkeit unſerer heutigen Lehreinrichtungen den
nichtbeſitzenden Klaſſen gegenüber.

Ungiltige Polizei Verordnung. Der Gaſtwirt Heyde im
Obervollinger ſollte die für Halle a. S. am 1. Februar 1907erlaſſene Wouizei Verordnung übertreten haben, welche beſtimmt:

Muſik- Aufführungen oder ſonſtige öffentliche Unterhaltungen,
Theater Aufführungen c. in Gaſtwirtſchaften dürfen nicht über
11 Uhr abends hinaus ſtattfinden. Heyde hatte in ſeinem Saal
Konzerte veranſtaltet und die n über 11 Uhr 1 währen
laſſen. Das Landgericht als Berufungsinſtanz ſprach ihn frei und
erklärte die Polizei Verordnung für ngug Jhr Zweck wäre,
die Dauer ſolcher Unterhaltungen zu beſchänken, die geeignetſeien, die Ruhe anderer zu ſtören. ner ſolchen Polizei erord
nung ſtehe S 360 Nr. 11 des Reichs Strafgeſetzbuchs entgegen
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der ſich über die des
izei demſelben Gebiete ſei unzuläe Reviſion ein und machte

ie Polizei ordnung ſolle ungebührlichen
ärm verhindern, ſondern einer
ewohner vorbeugen, die in der Nähe von Orten wohnen, wo

öffentliche Luſtbarkeiten ſtattfinden. Der Vertreter der Ober
Staatsanwaltſchaft ſchloß ſich dem an. Zwar ſage die Verordnung
in der i daß ſie betreffe d gelten T en x
anſtaltungen, we eeignet ſeien, die ru ren. DieVerordnung gehe aber v irklichkeit darüber tünans Es ſei
klar, daß es, namentlich bei Nervöſen, zu einer ſchweren Er
krankung des Nervenſyſtems führen könne, wenn man dauernd
des Nachts derartige Muſik mit anhören müſſe, und vielleicht gar
immer die nämlichen Sachen,

Das Kammergericht verwarf aber die Reviſion der Staats
anwaltſchaft mit folgender Begründung: Die Verordnung habe
den Zweck, das Publikum vor r x bewahren. Das Reichs
Strafgeſetzbuch regele aber in 5 360 Nr. 11 die Materie des
ruheſtörenden Lärms erſchöpfend. Darüber hinaus könne
keine Beſchränkung des Lärms durch Polizei Verordnung herbei-
geführt werden, wenn auch zugegeben wäre, daß unſere Zeit ſehr
nervös ſei. Eine ſolche allgemeine polizeiliche Regelung der
Materie des ruheſtörenden Lärms ſei unzuläſſig. Daher ſei die
Polizei Verordnung mit Recht für ungiltig erachtet worden.
Es wäre indeſſen möglich, von Fall zu Fall polizeilich gegen
lärmende Vorgänge einzuſchreiten, dann nämlich, wenn in einem
beſtimmten Falle feſtſtehe, daß dadurch die Geſundheit des Publi-
kums oder einzelner Mitglieder desſelben gefährdet ſei. Unter
dieſer Vorausſetzung könne es barch eine für den beſtimmten
Fall erlaſſene polizeiliche Verfügung geſchehen, die im Ver-
waltungs Streitverfahren anfechtbar ſei. Solche Verfügungen
ſeien ſchon öfter vom Ober Verwaltungsgericht für berechtigt
erachtet worden.

Von der Univerſität. Jm Alter von 59 Jahren iſt Pro-
feſſor Dr. Ebbinghaus am Freitag geſtorben. Sein Lehramt übte
er ſeit 1880 aus, wo er ſich in Berlin habilitierte. Er bekleidete
dann in Breslau eine ordentliche Profeſſur und ſeit 1905 hier-
ſelbſt. Schriftſtelleriſch war er beſonders auf dem Gebiete der
Pſychologie tätig. Seinen 70. Geburtstag feierte geſtern Pro-
feſſor Dr. Conrad, der ſeit 1872 an der hieſigen Univerſität
„Nationalökonomie“ lehrt.

Eine nene Teilſtrecke ſoll, wie mitgeteilt wird, von der Stadt
bahnverwaltung auf Verfügung des Regierungs- Präſidenten in
Merſeburg zum 1. März, alſo heute, eingerichtet werden. Es
handelt ſich um die Zehnpfennigſtrecke Zoologiſcher Garten Park
bad, die bereits im vorigen Jahre genehmigt, aber dann nicht ein-
geführt worden iſt.

Eine neue Pontonbrücke über die Saale iſt dem Geſtüt gegen
über errichtet worden. Sie ruht auf einem einzigen langen Kahn
und iſt dazu beſtimmt, als Transportweg für den in der Talſtraße
gewonnenen Steinſchlag nach der Peißnitz zu dienen. Hier ſollen
damit die durch das Hochwaſſer beſchädigten Wege ausgebeſſert
werden. Hoffentlich gibts nicht inzwiſchen eine neue Hochflut.

Aus dem Bureau des Stadttheaters. Die letzte diesjährige
„Mignon“- Aufführung mit Frl. Fiebiger in der Titelpartie
findet am Dienstag ſtatt. Für Mittwoch iſt die ſeit längerer
Zeit vorbereitete Neueinſtudierung von „König Lear“ auf den
Spielplan geſetzt worden. Das Halleſche Stadttheater beſitzt in
der Perſon des Herrn Friedrich einen zweifellos berufenen
Jnterpreten des Titelhelden. Vorliegende Preßſtimmen von den
Hoftheatern in Darmſtadt und Kaſſel, wo Herr Friedrich zuletzt
den „Lear“ verkörperte, laſſen einen genußreichen Abend erwarten,
denn mit dem Darſteller dieſer Rolle ſteht und fällt das ganze
Stück. Die nächſte Vorſtellung der Schauſpielnovität „L a
femme X. (Die fremde Frau) iſt für Donnerstag angeſetzt.

Unſer erſter Kapellmeiſter Herr Eduard Mörike eröffnet
die Reihe der diesjährigen Ehren- reſp. Benefiz-Abende am Frei-
tag mit einer bei aufgehobenem Abonnement ſtattfindenden Vor
ſtellung von Wagners ſeit mehreren Jahren hier nicht gegebenen
Meiſterwerke „Triſtan und Jſolde“. Es erübrigt ſich, an
dieſer Stelle die Verdienſte aufzuzählen, die ſich Herr Mörike
um das Halleſche Muſikleben erworben hat. Zu ſeinem Ehren-
abend hat ſich der Künſtler Herrn Kurz-Stolzenberg als
Gaſt von der Wiener Hofover verſchrieben, einen Künſtler, dem
von ſeinem Engagement in Wien, wo er die ſämtlichen Wagner-
ſchen Heldengeſtalten mit beſtem Erfolge verkörperte, ein glänzen-
der Ruf vorausgeht. Gelegentlich eines Operngaſtſpiels in Halber-
ſtadt, bei dem Kammerſänger Burgſtaller abſagte, ſprang Herr
Stolzenberg mit großem Erfolge als Siegmund in der Wal-
küre ein. Das Orcheſter iſt für Triſtan bedeutend verſtärkt.
Vorbeſtellungen an der Tageskaſſe. Für die Erſtaufführung
des Kloſterſchwankes „Pater Jukundus“, hat der Autor
Profeſſor Anton Ohorn) ſein Erſcheinen beſtimmt zugeſagt.

Jugend von heute. Die Direktion des Stadt- Theaters bringt
tto Ernſt's „Jugend von heute“ in der Neubearbeitung

es Dichters noch in dieſer Spielzeit zur Aufführung. Dieſe
Notiz dürfte für die zahlreichen Freunde und Verehrer Otto
Ernſt's, der heute in der literariſchen Geſellſchaft eigene Werke
vorlieſt, Jntereſſe haben. Der Entſchluß zur Aufführung dieſes
Stückes dürfte wohl in dem jüngſten Zwiſchenfall mit der „Freien
Studentenſchaft“ ſeine Urſache haben.

Unterkunftsloſe Polen. Bei einer in der Nacht vom Freitag
auf Sonnabend abgehaltenen Streife wurden fünf männliche und
drei weibliche polniſche Arbeiter in einem Strohdiemen ſüdlich der
Merſeburgerſtraße nächtigend angetroffen. Vom profitwütigen
Unternehmertum werden dieſe armen Menſchen herangeholt, um
willfährige Ausbeutungsobjekte zu haben. Ob ſie vor oder nach
ihrer Beſchäftigung Hungers ſterben oder erfrieren, kümmert die
u Bürgerſeelen nicht. Warum ſind die polniſchen Arbeiter ſo

umm.
Unvorfſichtig und feige. Sonntag vormittag gegen 11 Uhr wollte

ein ſchnellfahrender Radler vom Mühlweg nach dem Kirchtor ein-
biegen, als im ſelben Augenblick ein Mann mit ſeinem h
Töchterchen den Bürgerſteig verließ. Das Kind wurde überfahren
und trug anſcheinend Verletzungen davon. Als der Vater ſich mit
der Kleinen beſchäftigte, kniff der Radler ſchleunigſt aus, von den
Entrüſtungsrufen des Publikums verfolgt.

Frühſtücksmarder. Den Bewohnern des Hauſes Albrecht-
re 18 wurde am Sonnabend das Frühſtück von einem unbe

ekannten Diebe entwendet.

Verhaftung. In den letzten Tagen der re Woche wurde
in der Volksküche an der Brunoswarte einem Schloſſer der Be
trag von 203 Mk. aus der Taſche geſtohlen. Als Dieb des
Geldes wurde der Arbeiter Böttcher von hier ermittelt und am
Sonnabend früh 210 Uhr in der Gr. Märkerſtraße verhaftet.
In ſeinem Beſitze fanden ſich noch 180 Mk., ſo daß der Be-
ſtohlene wieder zu dem größten Teil ſeines Eigentums kommt.

Wörmlitz, 27. el Verhaftete Sittenver-brecher. Am geſtrigen Tage wurde hier der Bäckermeiſter
und Kolonialwarenhändler E. verhaftet, der im dringenden
Verdachte ſteht, ſich an mehreren ſchulpflichtigen Mädchen ver-
gangen zu haben. E. nahm ſolche Mädchen in Stellung und
wußte ſie dann ſeinen Lüſten dienſtbar zu machen. Bei dem
letzten Kinde, das übrigens noch m unentwickelt iſt, wurde
es der Vater ſofort gewahr und zeigte die Ü an. Nach Ver
hören mehrerer Mädchen wurde der gemeingefährliche Menſch,
der Frau und Kinder beſitzt, feſtgenommen. Schon vor me
reren Jahren ſollen einmal Eltern eines Mädchens ſeine Ver-
brechen entdeckt haben, die ſich aber durch Zahlung einer Geld
re zum Schweigen bewegen ließen. Bei der Arbeiterſchaft
ſt E., der übrigens ein Sozialiſtenfreſſer war, ſehr unbeliebt

wegen ſeines anmaßenden Weſens. ls Staatsſtütze hat er
u Sache, wie man ſieht, nicht gerade beſondere Dienſte er
wieſen.

ſundheitsſchädigung derjenigen
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Aus den Hachbarkreiſen.
Vorſicht mit Lotterien, beſonders mit Serienloſen.

Geradezu unglaublich iſt es, wie leicht das Volk den Lotterie
agenten noch auf den Leim kriecht. In den letzten Tagen, ſo
ſchreibt die „Erf. Teibüne“, häuften ſich bei uns die Anfragen
über die ſogenannte Serienloslotterie derart, daß wir einen
beſonderen Auskunftgeber anſtellen müßten, um alle Anfragen
zu beantworten.

Dieſe Art von Lotterien wird meiſt von Banken betrieben,
die ein Geſchäft machen wollen. Zu dieſem Zwecke gründen
ſie eine Geſellſchaft, die in der Regel aus 100 Perſonen beſteht.
Sofern die Geſellſchaft die vorgeſchriebene Zahl nicht erreicht,
übernimmt die Bank den fehlenden Teil und partizipiert mit
am Gewinn. Ein Los koſtet drei Mark und da 100 Perſonen
ſpielen, macht das nach Adam Rieſe zuſammen 300 Mark. Die
Lotterie erſtreckt ſich auf ein ganzes Jahr. Es hat alſo jedes
„Mitglied“ der Losgeſellſchaft dreimal 12 Mark S 36 Mark zu
zahlen. Wer austreten will, hat dies drei Monate vor Ablauf
der Vertragszeit anzuzeigen, anderfalls geht die „Mitglied-
ſchaft“ auf ein Jahr ſtillſchweigend weiter. Der Eintritt kann
jederzeit erfolgen. Nicht rechtzeitig eingegangene Beträge wer
den durch Nachnahme erhoben. Durch Nichteinlöſung verlieren
die Geſellſchafter ihre Anſprüche an den Gewinnen und einge
zahlten Beitragen. Manchem wird es aber zuviel, das ganze
Jahr an dieſe Geſellſchaft gekettet zu ſein, er kommt rechtzeitig
zur Einſicht und will lieber ein oder zwei oder drei Monats
beiträge einbüßen. Er löſt alſo den nächſten Monatsbeitrag
nicht ein. Da bekommt der Abtrünnige folgende oder eine
ähnliche Zuſchrift:

„Sie ließen unſere Nachnahme für den letzten Beitrag
zurückgehen ohne jede Grundangabe und überſenden wir
Jhnen trotzdem die letzte Zeichnungsliſte, aus der Sie er-
ſehen können, daß Ihre Nummer mit 200 Mark verzeichnet
iſt. Wir glauben nicht, daß Sie auf Jhren Gewinn ver
zichten wollen, wesbals wir bitten, uns mit einliegender An
weiſung die beiden letzten Beiträge einzuſenden. Sie bleiben
dann in Jhrem rollen Mitgliedsrecht.“

„Huil“ denkt der alſo Beglückte, „Du haſt 200 Mark ge
wonnen. Und wie generös die Geſellſchaft iſt, trotzdem Du
Deine Pflicht nicht getan haſt, ſendet ſie Dir doch die Liſte und
will Dir die Mitgliedſchaft erhalten.“ Flaugs opfert er noch
6 Mark, um ſeine Rechte nicht zu verlieren. Gemach, mein
Lieber! Du haſt nicht 200 Mark, ſondern den 100. Teil davon

2 Mark gewonnen und es iſt nur gelungen, Dir nochmals
6 Mark aus der Taſche zu ziehen. Nun wäre es ja möglich,
daß der Spieler Glück hat, und bei je der Ziehung „200“, viel
leicht auch „300* Mark gewinnt. Jm erſteren Falle hätte er
12 Mark eingebüßt, der Verluſt ließe ſich alſo noch tragen, im
zweiten Falle wäre er gerade mit ſeinem Einſatz heraus. Auch
dieſe Rechnung ſtimmt noch nicht. Für Druckſachen, Verwal
tung, Porto uſw. ſind von jedem Geſellſchafter monatlich 50 Pf.
zu zahlen, die aber erſt von den erzielten Gewinnen in Abzug
gebracht werden. Noch einmal 6 Markl! Die Geſellſchaften
haben es auch gar nicht ſo eilig, die Gewinner glücklich zu
machen, denn einige haben in ihren Bedingungen ſtehen: Solch
kleine Gewinne wie unter 1000 Mark verrechnen wir am
Jahresſchluſſe mit. Die Chancen ſind alſo bei den Serienlos-
lotterien außerordentlich ungünſtig und wohl fühlen ſich nur
die Leiter und dergleichen Leute dabei. Hinzu kommt noch,
daß ſich der Sitz dieſer „Aktiengeſellſchaften“ in der Regel im
Auslande befindet und man dieſer Geſellſchaft ſehr ſchwer oder
gar nicht habhaft werden kann.

Zeitz, 28. Februar. Erhängt hat ſich in der Poſaerſtraße die
Frau eines Fabrikanten. Man nimmt Schwermütigkeit als Grund
der Tat an.

(E. B.Weißenfels, 28. Februar. Arbeiterriſiko. Am
Sonntag gegen 4 Uhr verunglückte der Arbeiter Grabe in der
Papierfabrik dadurch, daß er in die Transmiſſion geriet. G. ſtarb
kurz darauf an den erhaltenen Verletzungen.

Spiel mit Schußwaffen. Der Markthelfer Böttner aus
Reichardtswerben ſchoß ſich am Sonnabend beim Spielen mit
einem Revolver eine Kugel in die linke Hand. Der Verletzte
mußte das Krankenhaus aufſuchen.

Werſchen, 28. Februar. (E. B.) Folgen der Glätte. Am
Sonnabend vormittag ſtürzte während der Pauſe der 14 jährige
Sohn des Landwirts Lorenz und erlitt einen Beinbruch. Die
beiden Lehrer brachten den Verletzten in ſeine Wohnung. Sollte
g 7 möglich ſein, auf dem Schulhofe bei Glatteis Sand zu
treuen

Delitzſch, 27. Februar. (E. B.) Heimarbeiterelend. Ein
s arrenmacher von hier und deſſen Ehefrau waren vom Delitzſcher

öffengericht wegen Unterſchlagung, er zu zwei Wochen und ſiezu zwei Tagen Gefängnis verurteilt worden. Gegen dieſes Urteil

hatten ſie bei der Strafkammer Berufung eingelegt. Er hatte ſich
von einem Zigarren Fabrikanten Rohtabak zum Anfertigen von
Zigarren geben laſſen, die Zigarren wohl angefertigt, aber dann
in der Not an andere Perſonen verkauft, wobei ihm ſeine Frau
behilflich geweſen. Jn der Berufungsinſtanz machte er geltend
er hätte für die Entgegennahme des Rohtabaks eine Kaution
geſtellt und ſei infolgedeſſen der Tabak-Lieferant nur ſehr gering
geſchädigt worden. Das Berufungsgericht ſprach die Frau frei
verwarf aber die Berufung des Mannes.

Um einige Bund Stroh, die er von dem Strohdiemen
eines Gutsbeſitzers weggenommen hat, zog ſich ein Arbeiter von
hier eine Anklage wegen Diebſtahls zu. Der Arme, der erklärte
ſich bei der Tat nichts Schlimmes gedacht zu haben, wurde zu
einer Woche Gefängnis verurteilt.

Bitterfeld, 28. Februar. (E. B.) Die Bergarbeiter-
Proteſtverſammlung war leider nicht ſo beſucht, wie es
nötig war. Nur zirka 150 Perſonen waren anweſend. Referent

2 n be J

r er der Diskuſſion wurden die Zuſtände inhieſigen Gruben kritiſiert. Zwei Reſolutionen fanden Annahme,
die eine wird dem preußiſchen Dreiklaſſenparlament zugehen.

Eisleben, 27. Febr. (E. B.) Zur Gemeindevertreter-
Konferenz. Hat auch die Gemeindevertreter- Konferenz allgemein
befriedigt, ſo iſt doch die Beteiligung aus dem Mansfelder Kreiſe
als eine recht ungenügende bezeichnen, obwohl doch die Kreis
leitung ausreichende Mittel dazu zur Verfügung eſtellt hatte.
Von 15 ſich als Sozialdemokraten bezeichnenden Gemeindever
tretern ſind nur 6 erſchienen. Zwei ſind wegen Krankheit ent
ſchuldigt geweſen vier hielten es für angebracht, oqne jeglichen
Grund fernzubleiben, während einer geſchäftlich verhindert war.
Wie vorſichtig man bei Aufſtellung von Ärbeiterkandidaten ver
fahren muß, zeigt ein Fall im Orte Eisdorf. Dort war, auch zu
gleich auf ſeine Anregung hin, der Bergmann Hermann Haring
auf unſer Programm in die Gemeinde- Vertretung gewählt. Jetzt
aber hat er es nicht einmal für angemeſſen erachtet, den betreff.
Fragebogen auszufüllen, wie er auch erklärt hat, er ließe ſich auf
nichts ein. Kreiskonferenzen bleibt er ebenfalls gänzlich fern, da
kann man nur zu der Meinung gelangen, daß er als Arbeiter-
Vertreter zu Unrecht ſeine Funktion ausübt oder nicht übt. Die
Genoſſen müſſen ihm die Mandatsniederlegung in begreifliche
Nähe rücken. Aehnlich liegen die Sachen mit dem Mann in
Langenbogen, während der in Unteröblingen glaubt, der Ar
beiterſchaft gegenüber genug getan zu haben wenn er dem Ver-
bande angehört; politiſch ſich zu organiſieren, war er bis jetzt nicht
zu bewegen, weshalb allerdings das Mandat zurückgezogen werden
mußte. Die Parteigenoſſen allerorts haben dafür zu ſorgen, daß
nur ſolche Leute als Vertreter gewählt werden, die auch genügend
erprobt ſind und die auch in jeder Beziehung ihre Pflicht erfüllen.
Es wäre uns erſpart geblieben, daß weniger als die Hälfte der
Gewählten unſern Kreis auf der Konferenz am Sonntag vertrat.

Eisleben, 1. März. Vom 8.--14. März werden im Mansfelder
Wahlkreiſe eine Reihe von Frauenverſammlungen abge-halten, zu denen natürlich auch die Männer Zutritt haben. Re-
ferentinnen ſind die Genoſſinnen Sperling-Halle und Ottilie
Baader-Berlin. Es finden die Verſammlungen ſtatt (Aenderungen
vorbehalten): am Sonntag, den 7. März, in Ermsleben, Teutſchen
thal, Schraplau; Montag, den 8. März, in Eisleben, den 9. März
in Erdeborn, den 10. März in Alsleben und am 14. März in
Unterröblingen. (Näheres Jnſerat in der Mittwochnummer.)

Vockwitz, 28. Februar. (E. B.) Bum, bum, der Reichs-
verband geht um. Schon mehrfach iſt von dem Reichsverband
für Wahrheitsliebe in unſerem Ländchen verſucht worden, den
nach langem Kampfe eingezogenen geſellſchaſtlichen Frieden zu
ſtören und die ſelbſt von ſtreng reichstreuen Männern als häßlich
und böswillig bezeichnete Kampfesweiſe einzuführen, aber vergeblich.
Man findet eben hier unter dem Bürgertum Niemanden, der ſich
mit dem Reichsverband identifizieren will. Die Geſchäftsleute
haben ſich früher lange genug als Pröllböcke gegen die aufſtrebende
organiſierte Arbeiterſchaft gebrauchen laſſen, zu ihrem Schaden.
Die damalige ſprunghafte Entwicklung des Konſumvereins hat es
bewieſen. Die hieſigen Geſchäftsleute ſind heute klug genug ge
worden, als daß ſie nicht erkannt hätten, daß ſie die Beſtrebungen
der organiſierten Arbeiterſchaft ſchon im eigenen Jntereſſe nicht
bekämpfen dürfen. Geſchäftsleute und Arbeiter haben wirtſchaft
lich und politiſch gemeinſame Jntereſſen.

Hat der Arbeiter Geld, hat's die ganze Welt. So heißt es hier.
Jede ſchlechte Lohnzahlung in den Fabriken merken die Geſchäfts
leute am eheſten. Jede indirekte Steuer auf Lebensmittel, wie ſie
die Reichsverbandsbeſchützer, Antiſemiten, Konſervativen uſw. be
ſchließen, wirkt für ſie geſchäftsſchädigend. Das ſind ihre Feinde,
und von ſeinen Feinden läßt ſich das hieſige Bürgertum doch nicht
mißbrauchen.

Auch im Kriegerverein hat der Reichsverband kein Glück. Seit-
dem die organiſierte Arbeiterſchaft mit dem Krieger-
verein unter einem Dache tagt, haben auch die gegen-
ſeitigen Anfeindungen aufgehört. Unter dieſem Zuſtande kann der

iegerverein nur gewinnen, deshalb wird er ſich wohl kaum dazu
verſtehen, für den berühmten Reichsverband die Hausknechtsarbeit
zu liefern. Und die Werksbeamten von Lauchhammer haben
ſchließlich auch erkannt, daß ſie unter den jetzigen Verhältniſſen
nichts zu leiden haben, daß wir keinen perſönlichen Kampf führen.

Die Befürchtungen des dortigen Werksoberen und Polizeiver-
walters, daß wir die Erringung der Säle dazu benutzen würden,
in jeder Verſammlung das Eiſenwerk und ſeine Beamten „ſchlecht
zu machen“ haben, ſich ganz und gar nicht erfüllt.

Alſo alles in Allem, der Reichsverband findet keinen Anklang,
nicht mal im Kreisblatt, deſſen Verleger klug genug iſt, alle dieſe
„Kämpfe“ auf den Jnſeratenteil zu verweiſen. Klugheit und er
ſönliches e e r unſerer anſtändigen Gegner ſinds
alſo, die ſie abhalten, für den ſo oft gebrandmarkten Reichsverband
ins Feuer zu gehen.

Gewerkſchaftliches.
Zigaretten Arbeiterinnen.

Ueber die Zigarettenfabrik Waldorf-Aſtoria-Kompagnie, G. in
b. H. in Königsberg, iſt vom Tabakarbeiter-Verband die Svperre
verhängt. Die Fabrik tritt das Koalitionsrecht mit Füßen, indem
die Arbeiterinnen unterſchreiben müſſen, daß ſie keinem Verbande
angehören wollen ſonſt werden ſie entlaſſen. Die Fabrik ſucht
nun Erſatz und annonciert in Zeitungen. Deshalb ſeien die Zi-
garettenarbeiterinnen gewarnt, zumal auch in Königsberg die
Löhne ſehr niedrig ſind.

Ein ungetreuer Chriſtlicher.
Der chriſtliche Verbandskaſſierer, Captuller, vom chriſt

lichen Verband der Bauhandwerker in Memel, hat ſeine Ver-
bandsbrüder in Chriſto wie das nationalliberale Blatt in
Memel bekanntgeben muß um 600 M. betrogen. Jn chriſt-
lichen Kreiſen heißt es, daß die Summe viel höher iſt und min-
deſtens 5000 M. beträgt. Der ehrenwerte Mann hat durch
Urkundenfälſchungen, falſche Eintragungen, die Unterſchlagungen,
die ſich auf längere Zeit hinaus erſtrecken, zu verdecken gewußt.
Der „chriſtliche“ Verband wurde im Jahre 1906 gegründet, als
der Maurerſtreik des Zentral Verbandes der Maurer verloren
ging.

H. II X Weiss
Halle a. S., Leipzigerstrasse 87, Ecke Brauhaustrasse.

Das Verbot des Streik-Poſtenſtehens in Zürich.
Der Streik in Zürich hat eine Verſchärfung erfahren durch das

polizeiliche Verbot des Streik-Poſtenſtehens während
der Nacht. Grund für dieſe Maßnahme: Bürgerliche Rowdys
hatten unter Führung eines Polizei-Sergeanten eine Anzahl fried
lich patroullierender Streikpoſten überfallen und fürchterlich miß-
handelt. So ſtellt ſich die Polizeigewalt leider auch in
der Schweiz in den Dienſt der organiſierten Scharfmacher, des
bekannten Bürgervereins von dem der Ueberfall ausge
gangen iſt.

Gerichtsſaal.
Schöffengericht.

Halle a. S., den 27. Februar.
Jrrender Poliziſt. Ein Gaſtwirt, der früher in der Nähe der

ſogenannten „liberalen“ Zeitungen ſein Lokal gehabt, hatte
ein Strafmandat über 15 Mk. erhalten, weil er in der Nacht
vom 13. zum 14. Dezember v. J. in ſeinem Lokal Gäſte bis
432 Uhr morgens geduldet haben ſollte, obwohl die Polizei-
ſtunde bekanntlich nur bis 2 Uhr dauert. Mehrere Herren, die
nachts bei einem Töpfchen Bier die Zeitungen fertig machen,
waren bis kurz nach 2 Uhr in dem Lokal geweſen und hatten
dort noch ein Abſchiedsſchnittchen getrunken. Das Bier war
aber vor 2 Uhr nachts beſtellt geweſen. Der Bequemlichkeit
wegen hatte ein Nachtredakteur einige Gäſte mit durch die
Saalezeitungpaſſage hinaus ins Freie genommen. Draußen
ſtand ein Schutzmann, der dort mit einer Taſchenlaterne ſchon
ein halbes Stündchen auf und ab getrippelt ſein und öfter
in die verſchloſſene Paſſage hineingeleuchtet haben ſoll, um die
Nachtarbeiter zu ſtellen und gegen den unſoliden Wirt vorgehen
zu können. Jn der Paſſage amüſierte man ſich über den dienſt-
eifrigen Schutzmann, da man wußte, daß man das letzte
Schnittchen vor 2 Uhr nachts beſtellt hatte. Obwohl Wirtin
und Gäſte übereinſtimmend bekundeten, das Lokal ſei bald nach
2 Uhr geſchloſſen worden, erzählte der Poliziſt, daß gegen
1 Uhr morgens noch Gäſte in dem Lokal geweſen ſein müßten.
Er habe gegen 3 Uhr noch Schelten und Lachen in dem Lokal
gehört. Die Zeitdifferenz zwiſchen den Angaben des Poliziſten
und der übrigen Zeugen war ſehr erheblich. Das Gericht nahm
an, daß der Poliziſt ſich geirrt hat und ſprach den Wirt frei.Klage führte ein onhelsmann gegen zwei Poliziſten, die
gegen ihn mit Eideskraft auftraten, weil ſein kleines Hündchen
am Abend des 10. Januar einmal ohne Maulkorb auf der
Straße herumgelaufen ſein ſoll. Er meinte verſtimmt, zwei
Poliziſten gegen ein kleines Hündchen, ſei zu viel. Das Ge-
richt verurteilte aber den Handelsmann zu 3 Mk. Geldſtrafe.

AHllerlei.
Abgefaßter Erpreffer.

Frankfurt a. M., 27. Februar. Der Beſitzer eines Gaſthofes
in der Kaiſerſtraße erhielt einen anoymen Brief, in dem er unter
Bedrohung mit Anzeige wegen Vergehens gegen S 175 St. G. B.
aufgefordert wurde einen Gelbbetrag in einem poſtlagernden Briefe
nach Hanau zu ſenden. Der Gaſthofsbeſitzer zeigte die Sache an
und der Hanauer Kriminalpolizei gelang es, wie die Blätter melden,
einen aus Frankfurt a. M. gebürtigen Grenadier des 166. Jn-
fanterie- Regiments in dem Augenblick zu verhaften, als er die
Sendung am Poſtſchalter abheben wollte.

Bergmannslos.
Beuthen (Oberſchleſ.), 27. Febrnar. Auf der Ferdinandgrube

ſtürzten Kohlenmaſſen ein. Ein Häuer war ſofort tot. Mehrere
andere Bergleute wurden verletzt.

Briefkaſten der Redaktion.
H. W., Nichtewitz. Wenn ſich ſchon jemand beſchweren will,

ſo muß er wenigſtens Urſache dazu haben. Jhre Bbriefkaſten
anfrage ſtand auf einer Poſtkarte. Sollen nun auch die beiden
Berichte darauf geweſen ſein? Ein weiteres Schreiben iſt hier
nicht eingegangen. Ueber die Aufnahme reſp. Wichtigkeit von
Notizen wollen Sie freundlichſt die Redaktion entſcheiden laſſen.
Schließlich hat Halle auch noch „einige“ Leſer mehr als
Nichtewitz.

E. R. 100. 1. Mit vollendetem 21. Lebensjahre. 2. Nein.
Herzberg 4. Gegen den Dieb iſt Strafanzeige zu richten, wäl rend

Sie Anſpruch auf Schadenerſatz erſt erheben können, wenn die
Strafſache entſchieden iſt.

S. A. in S. 8000 Zentner etwa.S. K. W. Nicht zu ermitteln. Wann hat das im Blatte ge
ſtanden

cÄÜ.ſe-Cetzte Nachrichten und Depeſchen.

Der Proteſt der Bergarbeiter.
Die 65 Bergarbeiter-Verſammlungen, die am Sonntag zu

der neuen Berggeſetznovelle Stellung nahmen, ver-
liefen in eindrucksvoller Weiſe. Sämtliche Verſammlungen
waren ſehr gut beſucht. Beide Reſolutionen wurden einſtim-
mig angenommen.

Jn Niederſchleſien demonſtrierten die Bergarbeiter
auf der Straße. Zahlreiche Verhaftungen ſind vorgenommen
worden. Schließlich ſuchten die Behörden mit der Feuer-
ſpritze der Maſſen Herr zu werden.

Der ſtarrköpfige Bundesrat.
Zurzeit finden im Reichstage zwiſchen den Blockparteien

zahlreiche Konferenzen ſtatt, die ſich mit der Reichsfinanz-
reform beſchäftigen. Die Konſervativen ſollen bereit ſein, um
den Liberalen entgegenzukommen, in eine Hinaufſetzung der
Untergrenze bei der Einkommens- und Vermögensſteuer zu
willigen.

Weiter wird berichtet, daß die verbündeten Regierungen ſehr
„unzufrieden“ mit dem Gang der Verhandlungen über die

neW ohne
Der grosse Zuspruch von Käufern beweist die Volle

Zufrieclenheit mit den gebotenen Ueberraschungen.

Die fabelhafte Billigkeit weiss. u. hellbunt. Waren muss jeden über-
raschen. Die Gelegenheitsposten in Bett-, Leih- u. Tischwäsche
sowie Blusen, Kleider, Spitzen, Schürzen, Herrenwäsche
und Schuhwaren sind unbedingt einer Prüfung zu unterziehen.

Auf alle Waren Spar-Vereinigungs- oder Konsummarken,
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a rer ſeien. Jm Bundesrat ſeien viele Stimmen da-
lieber den Reichstag aufzulöſen, als auf die Rachlakſtener

zu verzichten. (22)

Vom Parteitag der badiſchen Sozialdemokratie

Offenburg, 1. März. Der hier tagende Parteitag derbadiſchen Sozialdemokratie nahm einen Antrag des Genoſſen
Frank an, nach dem bei Wahlen ſelbſtändig vorgegangen
werden ſoll. Bei Stichwahlen zwiſchen bürgerlichen Kandidatenhat die Z tralleitun ung zu en tſcheiden.

Eine ruſſiſche Note an Serbien.
Vetersburg, 1. März. Rußland hat ſich nach der

großen Rede des ſerbiſchen Miniſ ters Nor akovitſch, der man
hier große Bedeutung beimißt, entſchloſſen, an Serbien eine
Note zu richten, worin erſtens erklärt wird, daß man mit
der de No alkovitſch' einverſtanden iſt, zweitens Serbien rät,
alle territorialen Kompenſationen fallen zu laſſen. drittens
rät Rußland Serbien, ſich den Ratſchlägen der Mächte zu
füg Damit wäre v Schärfe der Kriſis für den Augenblickbeſeitigt, ohne daß ſich Rußland den Interventionsvorſchlagen
der Mächte anſchließt. Es läßt ſich ſogar eine Beilegung der
Kriſis erwarten, da nunmehr territoriale Kompenſationen nicht

mehr in Betracht kommen. Man rechnet in Petersburg mit
Sicherheit darauf, daß der Konflikt beigelegt werden wird.

Eine turrtige Anleihe.
e 1. März. Die Regierung ſchlägtder Kammer eine Anleihe in Höhe von 1 Million Pfund vor.

Ernente Krawalle in Prag.
Prag, 1. März. Die deutſchen Studenten wurden bei

ihrem geſtrigen Sonntagsbummel wieder von den Tſchechen
tätlich ange griffen. Die Polizei nahm mehrere Verhaftungen
vor. Jn der Torgaſſe wurden die Poliziſten mit Steinen be
worfen und gegen die berittenen Schutzleute Feuerwerkskörper
geſchleudert, wodurch die Pferde ſcheuten und wild wurden.
Jn der Vorſtadt Weinbergen legte man eine Gewehrpatrone
auf das Straßenbahngleiſe, wodurch eine Exploſion hervorge-
rufen wurde. Erſt nach 1 Uhr mittags konnte die Ruhe wie-

eintreten. Zum Schutze der deutſchen Gebäude mußten
wieder Gendarmen herangezogen werden.

„Beſtrafte“ Duellfexe.März. Das Kriegsgericht der 4. Diviſion

Rechtsanwalt und Leutnant der
iele wegen Herausforderung zum Zweikampf

Feſtungshaft und den

Bromberg, 1.
verurteilte
Reſerve Th
mit tödlichen Waffen zu drei Tagen

den

Hausgetränk.

S. S S Be Bee S S 2 S 4

für jeden, der angeſtrengt arbeitet,
Kathreiners Malzkaffee iſt bekömmlich,

e von würzig kräftigem Wohlgeſchmack vnd koſtet wenig. F
Ein 10 Pfg.-Paket reicht für etwa 20 Taſſen! Nur echt in e Paketen mit Bild des Pfarrer Kneipp.

Jnfanterie- Regiment
„Kartelltragens“ zu einem Tag (l) Feſtungshaft. Das Duell
kam nicht zuſtande, weil der Geforderte die Forderung ver-

Oberleutnant Stoltz vom 14.

nünftigerweiſe ablehnte. Die Verhandlung der Staatsaktion
erfolgte unter Ausſchluß der Oeffentlichkeit.

Die Bluttat in Dirſchau.
Dirſchau, 1. März. Wirtſchaftseleve van der Vel-

den, der den Rechnungsführer Ehlert im Eiſenbahn Abteil
zweiter Klaſſe erſchoſſen hat, gab bei ſeiner weiteren Verneh-
mung an, daß er von Ehlert beſchimpft und aufs äußerſte ge-
reizt worden ſei. Jn der Erregung habe er Ehlert nieder-
ge ſchoſſen. Als er dann an ſeine geringen Geldmittel
gedacht habe, mit welchen er nicht weit gekommen wäre, habe
er dem Erſchoſſenen achtzig Mark abgenommen.

Zuſammenſtoß zweier Schiffe.
Paris, 1. März. Aus Marſeille wird hierher gemeldet,

der aus Algier kommende Schnelldampfer „Ville d'Algier“ ſtieß
in vorletzter Nacht mit dem gleichfalls Algier kommenden
Dampfer „Orleana“ zuſammen. „Ville d'Algier“ ſank mitſämtlichen Waren. Die Paſſagiere enten gerettet werden,

bis auf einen, der über Bord ſprang. Der Dampfer „Orleanga“
befindet ſich noch nicht außer Gefahr.
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iſt ein geſundes
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Nein? Dann lesen Sie:
iegerin ist die denkbar
feinste Margarine undgleicht
der besten Molkereibutter in
jeder Verwendungsart voll-
ständig.

77T

ohra-Margarine ist schon
lange als Butter-Ersatz für
Tafel und Küche bekannt
und sehr beliebt.

Ueberall erhältlich.

Alleinige Fabrikanten: A. L. Mohr,
A. G. Altona-Bahrenfeld.

cuimimlechühe

und haltbar H. Wolt, Schuhmacher-
meiſter, Markt 13.

Hochfein. Pflaumenmus, à Pfd.
25 Pf. b. Abna ihme v. 10 Pfd. 22Pf.
R. Weihmann, Bernhardvſtr. 14.

Ia.
Weiß-, Grau-, Zement- und
Düngekalk täglich zum Verkauf.

M. Stoye, Hohenthurm.

Ein Gasthof

wen Von
haus, Oittenbere,

Sonnabend den 6. März,

ibends S Uhr,thernalle Bums'“):in der LutheCenerdi Versamimlung.

(Vorſtandswahlen.)
Der Vorstand.

berangverein liedernain Zipsendorf.

Sonntag den 7. März
im Baunack'schen Lokal:

a r.Mashen- u. Harrenball
r der Nähe von Leipzig, mit

verbunden mit großartig. gutem Arbeiterverkehr (Gewerk-
Uet berraſchungen. ſchaften und Arbeitervereine) iſt

Die 2 ſchönſten Masken und die wegen Krankheit des s Beſitzers
3 ovrigine ſten Narren werden billigst zu verkaufen. Anfragenr nter t. Von 4 Uhr an Ball. unter Folio 11 an die Expedition
Enlaß d. Masken 6 Uhr. Es ladet dieſes Blattes.
hier zu freundl. ein Der Vorſchad

Z2eitz. 2eitz.Ein ſehr ſchönes Plüſchſofa iſt
o billig zu verkaufen.

Sachse, Schillerſtr. 16, II r.

t Wohn Stube,Kamm. Küche
c u. 180 1. Apr.zu vm. Ludw. Wuchererstr. 62

laden mit Gohnung
ſelten günſtige Lage f. Schuhmacher,
preiswert zu vermieten. A. Gorges
Thale a. H., Steinbruchsweg 22 a.

Jch empfeh le meinen

Prima Rühbensuft
l Pfund 78 Pfg.cinte Stärke-Sorup

1 Pfund 18 Pfg.
A. Trauiwein
Große Ulrichſtraße 31.

ltolled des Rabatt-Spar-Vereins.

Huncdgestrickte Socken,
äumfuhren jeder Art beſ. bill.

Ap ollo- Theater J
Direktion: Gustav Poller.

RKeute, Montag, den 1. März 1909, und folgende Tage

III. Grosse InternationaleRingen Konkmerenrſ

um den r OSSen Preis von Halle

3000 Mark in bar.
Folgende Ringer haben ſich hierzu gemeldet:

e

Josef Koraleck, Otto Schulz
Ungarn OſtpreußenFranz Sauerer,

Be 1Schibilsky, n Max Sehmidt,
Meiſterringer von Polen Sachſen

Heinrich Wehber,
Meiſterringer von Deutſchland

Willy Vrbach, Arvid Lundgreen,
Meiſterringer vom Rheinland Meiſterringer von Schweden S

Petroff,
Weltmeiſterringer von Bulgarien

José van Dem,
Meiſterringer von Holland

Petitjean, Barkowsky,Flandern FinnlandGeorg Schneider, Stephan Marosch,
Danzig BöhmenGeorg Altmann,

beſter Ringer von BerlinNot e Bordielais,
Meiſterringer von Frankreich

Kandolfé,Meiſterringer von O See

Kutusoff,Champion-Koſak-Meiſterringer von Tad Rußland

Gerungen wird nach den Regeln des griech.-römiſchen
Ringkampfes. Alle Ringer ſind bei Strafe ſofortiger Dis
qualifikation angewieſen,
Können einzuſetzen.

Die fachmänniſche Leitung und Ueberwachung der Kon S
kurrenz liegt in den bewährten Händen des

Herrn S. Natannsen aus warDas Schiedsgericht beſteht aus folgenden vieſigen h
Herren:

Verbands der der Athletenve eu 4ß ne chaftsſtemmer d Athletenvereinigung
un 435 für Halle a. S. und Umgegend

ſtio Peter Artiſtiſcher Leiter des 1. Turn- und Athletenklubs
Halle a. S.

füitr fiche 1. Traineur des 1. kaufmänniſchen S
„Marathon“ Halle a. S.

Vorher das grosse d -Trio e eLeo Billwarud-Trio ne
Mia Harden Konzert Sängerin J

GKuerrero mexikaniſche Equilibriſten

Georg BusSsS& Hunoriſt
Schwestern Myosottis

Solo-Ballett-Verwandlungs- Tänzerinnen
5 Longonet s Damen-Geſangs-Enſemble.

Heute, 77 den 1. März, ringen:

portklubs

Strickgarne, Strümpfe fürverre

Damen und Kinder. Größte Aus-
wahl, billigſte Preiſè.
Albert Kammer, Geiſtſtraße 52

kin Khönes Grunttü
mit 3 Mo rgen Acker, 2 MorgenGarten, 75 Obſtbäumen und vier
Hauskabeln ſofort zu verkaufen.
Friedrichssohwerz Nr. 15,

Alb Ackermann, Mühlberg 10.

Die Rechte I
des Mieten

Preis 20 Pfennig.
Zu beziehen durch die

Volks-Buchhanälung.

Sauerer UrhbachBayern Segen ggfheinland

Weber LundgreenDeutſchland Schweden
Otto Schulz Van Dem
Oſtpreußen v Holland
Altmann Barkowski
Berlin Finnland.Während der Dauer der Ringkampf- Konkurrenz iſtder Torvertauf zu rmähigten Prei

t e e e
an gehoben

h Tahiti, Roman aus dem Süd-

Stadt- Theater

Direktion

Anf. 75 Uhr.

162. Abonn.-Vorſt. 2.König Lear.

La femme X. (Die fremde
So kann erſt am 4. März ſtatt
finden.

Für Gaſtwirte, Vereine

und Gewerkſchaften.

161. Abonn.-Vorſt. 1. Viertel. Sintritts Zlocks
Mignon, laufende Nr. von 1 bis 500,

in Halle a. S.
Hofrat W. Richaräs.

Dienstag den 2. März 1909:

Oper in 3 Akten
von Ambroiſe Thomas.

Ende 10 Uhr.

Garderobe Blocks,
laufende Nr. von 1 bis 500,

Skat- und NotizVlocks,

„Janz-Kontroller
(Erſatz für Tanzbändchen)

vorrätig in verſchiedenen Farben.

T

Standesantliche Nachrichten.

Halle-Süd, Steinweg 2, 27. Febr.
Aufgeboten: Arbeiter Binder

Mittwoch den 3. März 1909:
Viertel.

Trauerſpiel in 5 Akten
von William Shakeſpeare.

Die nächſte Vorſtellung von

ohne jede Rückſicht ihr m

m

d J

c

e
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5 Mon.

Unter dem Aequator, Java

Die Regulatoren in Arkanſas,

u. Anna Völkner (Ranniſcheſtr. 1
Pfännerhöhe 1). Oberkellner

Schönekäs und Emilie Flemmer
(Münſter i. Weſtf. u. Gr. Brau-
hausſtr. 31). Arbeiter Briemor
und Anna Vogel (Halberſtadt).
Schneidermſtr. Urbach u. Martha
Dietſch (Halle a. S. und Morh.

Eheſchließzungen Bezirksfeld-
webel Schumacher und Elfriede

1.75 Joeſtel (Adolfſtr. Ia u. 5. Vereins-
ſtraße 12). Arbeiter Sauer und
Marie Woitalla Moritzkirchhof 3
und Gommergaſſe 6).

Geboren: Feilenhauer Repert
T. (Weingärten 21). Keſſelſchmied
Beſte S. (Merſeburgerſtraße 67).
Gerichtsreferentar Luther Sohn
(Gr. Steinſtr. 20). Elektromon-
teur Leimbrock S. (Thomaſius-
ſtraße 13). Brauer Henn Sohn
(Kl. Sandberg 19). Poſtaſſiſtent
Hartung S. (Thomaſiusſtr. 7).

Geſtorben: Motorwagenführ.
Naumann S.. 7 Mon. (Land-
wehrſtraße 8). Gaſtwirt Hellwig,

Gerstäcker
in Einzel Ausgaben
gute Jlluſtrationen.

ſee 1.75

niſches Sittenbild

Aus d. Waldleben Amerikas 1.50
Flußpiraten des Miſſiſippi,

Fortſetzung von Regulator.

in Arkanſas 1Gold, Roman aus den Gold-
feldern Kaliforniens 1.50

Die beiden Sträflinge, auſtr.

Roman 1.50Der Kunſtreiter, Erzählung 1.25
General Franko, Lebensbild
aus Ecuador 1.25

Gerſtäcker iſt als guter Erzähler
bekannt und ſind ſeine Werke zur
Anſchaffung beſtens zu empfehlen.

J 144 J. Geeſenerſtraße 10). Keſſel-Zu beziehen durch alle Aus ſchmed Tintel, 60 J. Merſe
träger und die burgerſtraße 33). Privat tm 37

Berner, 74 J. (Bernhardyſtr.h. Witwe Hentiette Lappan gebot
Halle a. S., Harz 42/43. Wohnsdorf, (64 J.) (Jriedrich

Arbeilers Strohbach

S., (Jakobſtraße 30).
Halle-9 dord Gr. Brunnenſtr. 34).

Februar.
Aufgeboten: Arbeiter Höre

und Hermine Schröder geb. Löhle-
fink (Herrenſtraße 9 u. Oppiner-
ſtraße 15). Bäckermeiſter Schmidt
u. Marie Bartſch (Streiberſtr. 29
und Tiergartenſtraße 3).

Eheſchließungen: Kaufmann
Leitert u. Johanna Ulrich (Geiſt-ſtraße 24 u. Leipzig). Sergeant

Becher u. Hedwig Pfordte Erfurt
und Wilhelmſtraße 16). SchifferDenkewitz und Maria Werner
(Saaleſtraße 3 und Reilſtraße 27).

Geboren: Polizei-Sergeant
Kluſchinski T. (Große Brunnen-
ſtraße 64). Arbeiter Freiberg S.
(Große Wallſtraße 42).

Geſtorben: Dienſtmann Götter-männ, 42 J. Landsbergerſtr. 66).

Univ. r Dr. phil Ebbing-
haus, 59 n (Friedenſtraße 25).

27.Bei Todesfälien
wende man ſich an die

begräbnivangtalt Thielche,

Gr. Steinſtr. 63.
Uebernehme ganze Begräbniſſe
Preise nieädrig. Tel. 1997.

Welssentels, Todesanzeige.
z Sonnabend vormittag ver

ſtarb nach kurzem, ſchwerem
Leiden unſere liebe

Lotfoim Alter von 11 Monaten.
Dies zeigen tiefbetrübt an

Emil Georgi und Frau.
Katharinenſtraße 22

Heute, nachts 1 uhr, entſchlief ſanft a0h angem, ſchweren

J Leiden, meine innigſtgeliebte Frau, unſere gute treuſorgende
2 Mutter, Großmutter und Schwiegermutter, Frau

dJohanne Banss geb, Hirsehfeld,
Dies zeigt im Namen der trauernden Hinterbliebenen tief

betrübt an Julius Bansse nebſt Kindern.
Halle a. S., Advokatenweg 30, den 1. März 1909.
Die in wird noch bekannt gegeben.

Für die Jnſerate verantwortlich: Rob. Jlgner. Druck der Halleſch. Genoſſenſch. Buchdruck, (E. G. m. b. H. vorm. Aug. Groß, jetzt A. J ähnig. Sämtl. i. Halle a. S.
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